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des r: merseresters 1971 

ne lin.Att-elbare wechsel-

711)fehln-jcen de 
dyr ,inzelnen 

".—, 

• n. 

Vorbemerkun2 

Die Vollversammlung ies Wiss,enschaftsrate'l 	in ihre"- 

Sitzung am 30. Januar 1971 b2sclossen, dar3 r,,iftlieder der 

Wissenschaftlichen Kommission Tf,Ihrend 

die Hochschulen der Brn 	suchr,n,  

seiticre infor atter. Uber 

Wissenschaftsrac 

lichsch.u17:repAen herhcLzuf:jh 

vorrangig Fragen und 

Fmll'ehl'unuun des Wissenscha, 

ru:7.1-.:au des Lildun57swesen,: 

"r'Wer hinaus waren 17ra'_ 

schuloauförderungsgesetz 

der Wissnschaftsrat einen 

p -2,eso2Pren Prnbleme 

Insger-zamt fanaren an 44 

E.e73uche sf.att, wobei jP 

ej-u-Jinhar-,  lcrer 	ant 

nic resuche der Hechrzchulcr 

in YultuJY1i 

jeder i7oc-chule 	 n, 

P Fe Folgerungen zu ziehen. 

Zur Iorbernitung der Cespr7iche .urde 	1-.3 1-1.schulen 

sammenstellung der Ziele 
	ThnInen 	mnrit„L 	e 	1 

f7espr7ichspunkten sollten von den vochsnh«len 

lagen vorben_litet werden. 



Cesprächspartnur les Wissenschafts.Lates waren vorrannir[ die 

Leitungsgremien der UniversitZit, sowie Vertreter der einzelncn 

Universitätsorgane. Nicht an aller Besuchsorten wurden auch 

Vertreter der zu derl resamthochF,:chulhereich cch3renden DU- 

ungseinrichtungen des tertiären Bereichs hinzugezogen, da z.n. 

Tefl nocn ungewineit nur die Strukt - Jr der zukUnfti -,!n le-

samthochschul(- lestand oder die Ce.11r:ichi. erst inter 1)e-

ginnen so7lten, eLe ein .7.1berregionales Gremium wie der WiSSen-

scaCtsrat beteilig, wurde. 

per hier vorge _gte rrfahrungsbericht versucht, eine resamtschau 

der rindrUcke und Anregungen wdE ,.--zuoeh-e-n. FY trthälf.  ei ne  

7)r:tontaufnahme der Situaticin der Uochschulen in der BrD währcld 

(7!e3 S(;nmersemesters 1971. Der Wi s[,inschaftsrat will sich auf 

(15.: 	,s,-.) sel.hst. einen Uberi 	M-Jr die FUlle dc:r.  T''.1nzelc-r- 

f,::riJnqn. verschaffen und sich in .,Fand. setzen, 7ensequenzei-i 

.7., i d ,-,1 Ert.-ao der Ber&3uner 	ziehen. D(111 GesprUchs .1.- tnen 

tens der Hochschulen 501.1 die c. Publikation helfen, den 

Pj- F3ndort 0, 	eigf,ne71 Iloclisc..:hul bessr 7.J erkennen und "j j- . 

A- -:Jt• weitcren Cetaltung (ler Struktur !1'''r:  Hoc71s ,71hnl 

u7, IT1udig .i. r:,ahi.n. non 	_qan n, die et Wissenschaftsrat 

1. , c-t- t, soll darnit rlaterial r.ir adivini, rativi2 .:,nd 	.7 zczel.,  

^1a2nahmm an die Hand (:,geben werden- 

Ich° Ve öffentlichung fglr.  sich iiic;ht 1.177.17. 	,-1.L7", t il 

den ra},ren der Lisherigen Publikatnen 	V:issengchart.sral 

s: vor allem eire Matevialsammlung, di.e  erst in z%Inft.i.c14.  

fehluncjem Fingang finden soll. 

Der Bericht wurde nach Beratunc; in Jer Wissenschaftlic ;:en 

Kommission und der Vermalturn'skommission am 	  

von der)L .7f2rsamrnlung verabschiedet. 
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I. Fragen des St.ud.iums 

1. Studienpläne 

Die Hochschulbesuche und die dafür zur Verfügung gestellten 

Unterlagen zeigten, daß Vorhandensein und Inhalt der Stu-

dienpläne im allgemeinen nicht nur von Hochschule. zu Poch-

schule,sondern auch innerhalb einer Hochschule von Fach zu 

Fach unterschiedlich sind. Es war festzustellen, daß Stu-

dienpläne am ehesten vorlagen, wenn die Struktur des Faches 

eine bestimmte, wenn auch oft noch so oberflächliche Abfolge 

in der Ausbildung verlangte, die als Gerüst eines Studien- 

,nes dienen konnte oder wenn wie z.B. in der Medizin von 

euren eine solche. ALfolge vorgeschrieben ist. Da eine solche 

Basis in den meisten Fächern der Geisteswissenschaften loch 

nicht erarbeitet ist, finder sich Studienpläne hier weit 

seetener. 

91e, r Mehrzahl ,Jer bisher vorliegenden Studienpläne ist gemeie-

sar, daß sie nur als eine didaktisch-technische Information 

üner das jeweilige Angebot verstanden werden. Allzu selten 

versucht, dem Studenten eine darüber hinausgehende Ein-

etehilfe in das Fach zu geben und seinen Studienweg anzu-

iten, ohne ihn zu reglementieren. Das Vorhandensein von 

lenplänen allein kann unter diesen Uriständen nicht als 

Kriterium für die Reformfreudigkeit einer Universität oder 

Disziplin. dienen. 

e Mangelhaftigke t der meisten Studiengänge hat ihre Jr-

sacne darin, daß vor ihrer Konzipierung nicht. genügend Klar-

heit (arüber gewonnen worden war, welchen Zielen die be-

treffende Ausbildung dienen und zu welchen Qualifikaticeen 

see führen soll. In den Fällen, in denen die Prüfung r,icht 

der Universität durchgeführt wird, ist das Erarbeiten 

von Studienplänes ebenso erforderlich. Es gehört zu der 



grundlegenden Aufgaben jeden Faches, entsprechende Studien-

pläne - ggf. in Zusammenarbeit mit dem Kultusministerium -

zu entwickeln. Andererseits sollten sich aber auch die Kultus-

ministerien gegenüber einer solcher zusammenarbeit wie bei 

der Prüfung von Studienplänen, die ihnen zur Genehmigung vor-

gelegt werden, aufgeschlossener zeigen. Hierbei sollten vor 

allem alle Möglichkeiten für die Erteilung von Sondergenehmi-

gungen zur Einführung von Reformstudienplänen ausgeschöpft 

werden. 

Ein starres Festhalten an . rkommenen Studienplänen wie an 

Rahmenprüfungsordnungen dreh. einen der entscheidenden Punkte .. 

djser Reform, nämlich d ,:.e Peform der Studiengänge abzu- 

ghneiden. Für sie sind i itiativen aus den einzelnen Fächern 

nötig. Für die Bildung von Arbeitsgruppen zur Ermittlung von 

Ausbildungszielen und Ausbildungsinhalten sowie für die zur 

Verwirklichung ihrer Ergebnisse nötige überregionale Koordi-

nation durch ein zentrales Gremium wurden bereits früher Hin-

weLse gegeben (Empfehlungen dec Wissenschaftsrates zur Struk-

tur und zum Ausbau des Bildungswesens im Hochschulbereich 

nach 	Band 1, S. 58 ff. 

!7! 	ein solches starres Festhalten wie durch die unver- 

nlerte Übernahme von Rahmenprüfungsordnungen. durch die Hoch-

sc'nule wird darüber hinaus ein weitverbreitetes Mißverständnis 

üLer den Charakter von Studienplänen vergrößert: Ein Studien-

qan soll den Studenten wahrene seines Studienwegs nicht 

reglementieren, sondern ihm vielmehr diesen Weg erleichtern, 
r:de?n er sämtliche Möglichkeiten des Faches in ihrer Verzwei-

aufzeigt. 

Um diese diele zu erfüllen, muß damit allerdings in fast allen 

Fällen eine Neugestaltung der Studiengänge auf der Grundlage 

en-.er entsprechenden Studienzielbestimmung verbunr3en werd n, 

wobei auch der Sachzusammenhang mit anderen Fächern zu be- 
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rücksichtigen ist. Die einzelnen Studiengänge sind dann im 

Hinblick auf die definierten Ausbildungsziele zu ermitteln 

und auszuwählen. Zwischen Studiengegenständen und Ausbildungs-

zielen ergibt sich auf diese Weise ein motivierter und über-

schaubarer Zusammenhang; die Ausbildungsgänge werden in ihrer 

Fu-ktion und in ihrem methodischen und didaktischen Konzept 

deutlich. Wichtig ist bei der Entwicklung neuer Ausbildungs-

und Studiengänge vor allem auch eine Differenzierung der 

Studienziele und daraus resultierend der Studienpläne sowie 

ein möglichst hohes Maß an Durchlässigkeit zwischen zusammen-

gehörigen Studiengängen. Zur Entwicklung neuer Studienpläne 

und zur Kontrolle ihrer fortdauernden Relevanz sind ständige 

Kommissionen auf Landes- oder Bundesebene zu bilden. 

Der Wissenschaftsrat hat in seinen Empfehlungen zur Struktur 

und zum Ausbau des Bildungswesens im Hochschulbereich nach 

o Verfahren zur Bestimmung der Ausbildungsziele aufge- 

ei 	;Band 1, S. 52 ff.). 

Aufbaustudium. 

Eei den Diskussionen im Rahmen der Flochschulbesuche ergab 

daß die Ziele des vom Wissenschaftsrat ent-

'viten Aufbasstudiums vcn den Hochschulen mißverstanden 

wol]en waren. So ist unter Aufbaustudium nicht cf-..w3 nur 

wp1 -srführendes ErgElnzungsstudium für Ingenieur schulabsolventen 

ls eine individuelle Doktorandenbetreuung zu ver-

tehen. 

'sie Funktion des Aufbaustudiums liegt einmal in der fa 

cicn Vertiefung, zum anderen in einer Ergänzung in kample-

mentären Disziplinen. Es soll die Chance zu einer Ausbilds 

sn, die von besonderen wissenschaftlichen Ansprüchen 

und die selbständige Teilnahme an der Forschun 

Jf:frie 	Für das Aufbaustudium müssen daher eigene Lelervec- 



anstaltungen vorgesehen werden, die seinen besonderen Ziel-

setzungen gerecht zu werden vermögen (vgl. Empfehlungen zur 

Struktur und zum Ausbau des Eildungswesens im Hochschulbe-

reich nach 197o, Band 1, S. 75 f.). Lisher ist ein Aufbau-

studium in dieser Form noch an kaum einer Hochschule geplant 

oder gar verwirklicht. 

3. Weiterbildung und Kontaktstudium 

Von den Hochschulen werden b.s jetzt nur sehr vereinzelt 

strengungen zur Durchführung von Weiterbildungsstudien und 

von Kontaktstudien unternommen. Weiterbildung und damit der 

Lrwerb höherer oder zusätzlicher Qualifikationen können 

heute nur im Rahmen normaler Studiengänge erfolgen. Im Zuge 

der fortschreitenden Neuordnung der Ausbildungs- und Studien-

gänge wird jedoch eine erhöhte Nachfrage nach Weiterbildungs-

miglichkeiten auftreten, so daß sich die Hochschulen in 

ren Studienplanungen schon jetzt in stärkerem Maße als bis-

ne:-  darauf einrichten sollten. 

ches gilt auch für das Kontaktstudium. Das Kontaktstu-

diem soll dazu dienen, die wissenschaftliche Ausbildung über 

len Studienabschluß hinauszuführen. und den in ihrem Beruf 

Täticion die Möglichkeit zur zeitweisen Rückkehr in die Ho h- 

• schule und zur befristeten erneuten Teilnahme an ihrem wis-

senechaftlichen Leben zu eröffnen. An einigen Hochschuler. 

Alsätze zur Durchführung eines Kontaktstudiums zu er-

kennen. In den meisten Fällen beschränken sich die Versuche 

rauf 	Lehrerbildung. Für die Teilnahme der Lehrer an 

,J1k4:ntudien sind in einzelnen Ländern bereits untershe 

':r:.o e.?gelungen gefunden worden. 

Der Wissenschaftsrat wendet sich in diesem Zusammenhang cnigen 

de Tendenz, Kontaktstudien (z.B. für Richter oder Lehrer) 

eigenen Einrichtungen außerhalb der Hochschule zu übertrerjen. 



Lr weist vielmehr darauf hin, daß das Ziel des Kontaktstu-

diums nur dann erreicht werden kann, wenn die Veranstaltungen 

von Hochschullehrern und im Rahmen der bestehenden Hoch-

schulen durchgeführt werden. 

4. Zwei- is drei:12z  ig Stud.._e. 	e 

a) Zwei- bis dreijährige Studiengänge gibt es an den wissen-

schaftlichen Hochschulen bisher erst verhältnismäßig selten. 

AJ.s dreijährige Studiengänge wurden genannt: die Ausbildung • 

Pharmazie 1)  (Verlängerung auf 3 1/2 Jahre allerdings be-

reits gesetzlich festgelegt) , zum Dolmetscher 2)  , zum Hacca-

laureat in Mathematik und Physik ), als zweijähriger Stu-

diengang die Ausbildung zum Braumeister 4)  

Unter quantitativen Gesichtspunkten spielt nur die in. ein-

zelnen Ländern 5)  eingeführte dreijährige Realschullehrer-

eusbildung bzw. die Möglichkeit 6', eine sog. Kleine rakul- 
7) tas zu erwerben, eine Rolle. In einem Land ' schP.eßt sich 

an das dreijährige Realschullehrerstudium an der Universi-

.t ein einjMhriges Studium an der Pädagogischen Hochschule 

en. so  daß es sich bei diesemStudiengang tatsächlich um 

ige Ausbildung handelt. 

reraunschweig 
eeir.ielberg (und Mainz?) 
UrelLurg 
E,erlin, Weihenstephan 

r7 
'Bayern, Nordrhein-Westfalen 
'Baden-Württemberg 
eiedersachsen 



14) 

1 o - 

An den Fachhochschulen ist das dreijährige Studiur die Regel. 

Die tatsächliche Ausbildungsdauer ist allerdings erheblich 

länger, weil in den meisten Fächern eine mindestens ein-

jährige praktische Ausbildung Eingangsvoraussetzung ist. 

Bestrebungen zur Verkürzung der praktischen Ausbildung und 

zur Verlängerung der Studienzeit sind ziemlich weit ver-

breitet. 

b) An einer gröeeren Zahl von Hochschulen wirddie Einfal- 

rung von dreijährigen Studi 	jnu n für T.7,ögli 	ge: llten. 

cand der Diskussion v.arne t dahei von unverbindlichen 

J-:.aLcilegungen bis zu konkreten rlär:en. und der inhaltlichen 

ti:ick:ung von StudienpMni2n: 	Prüfunf.isranungen. 

7.sprechende Ober Tungen für ureth -r7.:7 

i. jenden FEche.,rn ...iurde hing ewiesen: 	.rarwienschaften 
1) 

), Fcr twinschaft 

p nvz;iK 	SL,:7-aLarbeit "' 

Teciwik 	Wirt c  chaftsisncha: 

bescnclei 	 d 	‘..'orsch 

Uissen chaftsrat 	7:J1 	,jreijähriGe 7\usr) 	nicht- 
1 4 

uier Zusammnarbeit der wissenschaf 	Ho(_ozhu er, 

nacnbarten Fachhochschulen bei diesen t;12,er. '•e-Ungert 

:ohenhc5_m 
Stuttgart 
r=n, hamburg, Stuttgart, Trier-Kai e slaute n 
München 
Zonn 
Born, 11)rtmund, Hamburg (mit Abschlußmög 
nach zwei Jahren) 
Aahen 
Dortmund, Köln, MUnchen, Saarbrücken, Trie'r-Kaisersrrn 
Hafeurq, Karlsruhe, Köln, Saarbrücken, Trier-Kaisi:.rslut.€:-u.-.. 
Göttingen, Ulm 

ünchen 
Ulm 
Hamburg (gemeinsam mit der Hochschule fär Wirtschaft 
Politik 
z.B. Berlin, Essen, Hannover, Lübeck, Marburg, 

. Zig 	̀CU n>je it r 

• 
apnlE 	 -forma".-.: 



c) An fast allen 'Lechs hule wurden gege die: Vorschlüge des 

Wissenschaftsrate für das -tesl- bis drei 'ihrige Stur..iun er-

hebliche Bedenken r ltend';;dacht, an nicht wenigen Hoch-

schulen wur:len sie entschieden abgelehnt. Sehr häufig beruh-

ten die Argumente allerdings auf Mißvertändni en über. die 

Absichten des to:ssenschaftsrates. 

In einzelnen wurden in5.ebesoeere folgende Gesichtspunkte her-

vorgelto;;en: 

- ;Yie 	Uissenschaftsrat 1-1gfelDlich beabsichtigte Verkürzung 

der an den wissenschaft' hen Enchschulen üblichen Studien- 

gänge auf -eei oderdre 	 unmöglich oder jeden- 

falls nur um cn Preiu ier vollständigen Verschulung und 

eeeantet ere::.en Senkung des Ausbildungs- 

v'el./ 

emee:; von drei Jahr n - oder gar nech 

' eeee 	een 	 1 keine wissenschaftliehe glas- 

ver itteln Dae 	sich auch in der Tendenz zur 

g runG 	 Studiengänge an Pädagogischen 

Feehschulen 	)hocAschuler Werde die an den wissen- 

iochse:.lece übliche Dauer der vorlesungsfra i-

Gcsair.thc,c'=schulen übernommen, so erfordere 

eretee ic Durchführune der bisher an den Pachhochschulen 

Gtundenzahl eine Verlängerung der Studien..ecj.e. 

3af 	In Jahre, ohne daß dabei irgendeine VerbesseruncT 

Ausbldung ie tchtung auf ein größeres Haß an Wissen-

-hcftiehkeit Anr3 mehr Selbständigkeit vorgenommen werde. 

Seile die an den Tachhochschulen übliche Verschulung 

• z19 -eerden, sei eine t 	tere VerlängerlAng 

lufige 

• fehle an aerufsbildern für Absolventen deel erigcr. 

e une e5 bestehe ke n Bedarf für selche 	 1. 



12 - 

Allerdinr!s •N 	auch in 	gekehrt'. r Rchtung 

Die kilrzeren Studiengänge dienten ledilfich der Eefriedi-

gung eines Eedarfs der Industrie an spezialisiert ausge-

bildeten, daher sofort einsetzbaren und somit besonders 

gut verwertbaren Absolventen. D die Absolventen dieser 

Studng (je aber den 	eig(3nden Mobi 144- ;itsanfordeningen 

Arlitsr'arktes 1 	7-angeindet Bre te der teore- 

Grungung ihr r Ausbildu o 	rogcr 

nicht genüoen Minnten, seic n sie ml 

cs Yapitals hilflos aus(je‚iefert oder struktureller Ar-

beitslosigkeit ausgesetzt. 

wenn die empfohlene StuUi (,:nge eingericht 

1 nicht damit zu r.c:(:hnc 	aß cUe StudienewerLer 

vi:Thlen würden. Lind' 	 ei; 21:(.1r'ihgung 	Lewer- 

r für vier- tis sechsjr19 StJdit 	( _ auf 	? irt 

Studieng- 	a -er 	nient mö5iich. 

rsohlio ues Vissens,charates sei riur als der ;)iis 

Rücksichte;lt entatune.iene VzIruch z vor ätehen, 

den erwalteten großen Studcriten2.an 	'.eduktion 

udienzeiten fertig 	werden. 

Grünüen auf 	;n::Unru:.  

_ZWte po2irinche Drucklech;r.c!ra..i.ni 	jesetz, 

ür 	srlanung tirm:ftwere 

ung und vermehre 	Widerstände. 

iricht::ng der Kurzstudiengänge 

ahoi g des Lehrkörpers führen Y:Jei 

stunsj und untrsehiedli-heh Forschun5srecht 

:_tarken Erhöhung der Lehr-2eri.-fircntungen EU r alI 

(.- 1-isc.11.illehrer und damit zum ?ALS 	der rnrGchung 

Ubrnahme der bisher an 	wiar,en:7,I7haftlen 

Regelanger 
	

L 

,snnthochl;ahula) zu pei:sone...en 

1.ten, die noch nicht im entferntesten erkannt 
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dj Diesen Linwendungen gegenüber ist auf folgendes hinzu-

weisen: 

Jer Wissenschaftsrat hat nicht vorgeechlagen, die bisher 

an den wissenschaftlichen Hochschulen durchgeführten meist 

vierjährigen Studiengänge 3.uf drei oder gar zwei Jahre 

zu verkürzen. Diese Studie 	.1(Te scl:cn vielmehr nach wie 

vor angeboten werden; quantita 	ist sogar ein erheblicher 

Ausbau vorgesehen. Von einer Reform auch der vierjährigen 

Studiergänge wirJ dabei ausgegangen. 

- Der Idssenschaftsrat hat vielmehr eine qualifiziertere Aus-

bildung für einen erheblich größeren Anteil der jeweiligen 

Geburtsjahrgänge .1-.:fohlee end vorgeschlagen, zusätzlich 

2A1 dem bisherigen Angebot zevei- bis dreijährige Studien-

gänge  
s.
ü.r Tätigkeitsfelder zu entwickeln, für die es eine 

wissenschaftlich celenteterte Ausbildung bisher nicht ( 

Dabei sollten d' 	rtiären eerefeh bereits in erheb- 

..cnem Umfan9 uorhandenen Ausbildung gänge (an Fachheeh-

nehule , aber auc an Fachschulen) umgestaltet werden, in- 

sie aus 	 Isölatn und Verschulung 

au'. ,:führt u, 	:eiveau angehoben, insgesamt also ver- 

nnsenschaftlicht werden. 

p. 	Absniventen F.::c7:!1';er neugestaltetee _tu engan 	werden 

galifizierter ausgebildet sein als lle bisherlyen Absül-

vuten der Fachschunn, Höheren Fachchulen und Fachhoch- 

Sie werden infolgedessen auch bessere Berufs-

aussiehten haben und sich wechselnden Anforderungen 

T..erufspraxis flexibler anpassen können. 

Uh-»r den Lerlarf der GeGe :haft. an Lntsprechend au2c-

bildeten Incften lassen sich konkrete Aussagen angesichts 

;es hohen Maßes an Substituierbarkeit in horizontaler 

allem vertikaler Richtung kaum machen. Auf .2ie 
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Schwierigkeit der Beurtei! 
	

dieser Frage deuten luch die 

einander genau widerspr, -nden Argumente der Hocr.schulen 

71.1 diesem Punkt hin. Sw.ist, daß in den bisl':r näher 

untersuchten Bereichen 
	

Sozialarbeiter, ni:htärztliche 

med.i2inische Berufe) ein akuter riedarf besteht. 

- Die Erfahrung zeigt, 

Stujiengein-je 

e S.udienbewerber die dre - 

-.1c sie angcboten werden, auch 

eehren, wenn sie auf9rund ( eser 1\usbildung mit einer 

,-friedigenden beruflichen Tetigk4 	rechnen können. 

ist offenbar im Bereich 
	

Realschullehrer der Fall. 

Einführung zw i- bis w r'ei.jiiy:rtger Studiengänge in 

r ,eereri Umfana rietz 	tIseieen voraus, daß die Arbeitgeber 

AheeelveteLen Ceser e.u.iengänge befriedigende Tätig- 

anbietel und 

nteue-ehend 

it ,1:e 

elc!ten ‘.Pollzogen. 

• • r•I' 

Schri 

ihre Eintellunnsmodalitäten 

Lreseeaft 	eine ent- 

eehachten, 	,taae 

erst in wener 

bis dreijährige Stuiengängp als Studienabschn 

I gerdauernde kom/dnierte StudiengZ1r 	'ribezcgen 

zt könnt 
	

ist bisher noch nicht (:iskutier!, weul.en 

Lehrereusbildung 

  

Uehrerausbildung e.teht heute im alluenci.nen 

vein integrationsüberi gungen und gilt als .1 tEg 	-. 

-ei.s lel p r excellence Durch (.1+1:,e 

Tl seit. einiger Zeit 	.ucbene geeet2:Uehe GrendlaL:e 

7ifi!menführung von UniversitEten 	Meiagör,  

iieci:schulen sind hier die üterlegungen gewbhnli 	au:.: 

reits weiter gediehen als für die Einbeziehung etwa 

17eleicchschulen. 



Wiewohl erst an wenigen Hochschulen geschlossene Koneptionen 

für die Lehrerausbildung entwickelt sind, zeichnen sich 

mehrere Modelle ab. 	häufigsten scheint die Absieht zu sein, 

die Fachdidaktik fächerweise in die Fachbereiche einzugliedern.  

In einigen Fällen sind daneben oder getrennt Didaktikzentren 

vorgesehen. Zuweilen bestehen Pläne zur Errichtung getrennter 

erziehungswis enschaftlicher Abteilu gen. Von seiten der 

Pädagogischen Hochschulen wurde z.T. ein Didaktikzentrum oder 

eine eigene erziehungswissensehaftliche Abteilung bevorz c 

da offenbar bei der Einbeziehung in die Fachbereiche elne Ue- 

iachteiligun,g ues Lehrkörpere f2er bisherigen Pädagogischen 

iecheehulen 	htet wurde. 

P.ie Pläne sind gewöhnlich auf den S'tufenl.ehrcr abgestimwt. 

HJefig 	de tu: abhängig von einer entsprechenden Gesamt- 

aef das Vorhandensein von Studienplänen fUr die 

Jjee 	l!ehramt an Realschulen verwiesen. Gerade in 

J.e.:1 zeigt sich aber die Notwendigkeit einer voraus 

.ee fundierten Analyse des Ausbildungszieles in er-

Maße 

voe ein,oen Technischen Universitäten wurde darauf hingewiesen, 

clee 	Ausbildung fUr die Lehrer an berufsbildenden Schulen 

ermLedürftig sei, weil hier die Verbindung 	sehen 

e:studium und en Studium der Erziehengswessen-eha.rten 

zead 	unvollkommen ist. 

-sat. besteht der Eindruck, daß bei allen fe..2r gungen 

Probleme überbetont und Ausbildungs-

eiler: die Analyse des Ausbildungszieles - oeeegen 

t. igt werden. Nur so ist die oft anzutreffende 

relarisiorune zu erklären, ie der Universit:i, 

'44 ,!Ischaft und der Pädagogischen :.47hschulL 

eektek zuzesehreiben scheint. 
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Für alle Bereiche des Stufeniel--rers hsthr. das Ausbddungs-

ziel darin, ihn zu Lefbhien, einen Lehrstoff in Vertiefungs-

graj und Darbietungsweise entsprechend dem Aufnahmevermögen 

der Schüler aufzubereiten. Dazu muß er zunächst über das 

nötige Fachwissen verfUe. Seine didaktis,2hen Kenntnisse 

:cfc.;!7 aber nicht davon isolir2rt erworben werch.., woraus 

Forderung nach 	 nisatorischen ur,1 

Fachdik in jas 

J.0ani.satsch bed.et 	ZucrJnung 	r 

r 

	

z- en FacUr .(•hi'n, 	der Lehl. krry• der 

1)ik:ren l'Udaigogishen flechschuln bei einer j.ntegrierten 

zu eine. 	nit 	Erfüllurin 	 i- 

t. 	 riet T-rf111ung 

4 n +'... .::t,ung 	 Le- 

V 

(9:leint 

S i n 1; 

so 

'''u '}g 

	

p' 	 3-;«hpr 	 av'J 

c;t1..ur.: 	1 

Y 	 habe,n, da 

ic` iti 	auf 	Lehre.11,, 7 	rcherstruktur 

zu einseitig c  stl 9t, so daß die für 

	

icl.i2 Arbeit 	 71uralitt .sier 

e: I St 	t 	 I ;:lfsj 

. 	r , 1.• ,":1 Cr, h E U(Li 	51. er S C 
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StudienLeratunc 

Der :tudienberatung ste!,t. die iEhrzahl d r Lesuchten neen-

schulen aufgeschlossen gegenner, jedoch zeigten sich zahl-

reiche Mängel t Informaticnslücken und Unsicherheiten hin-

sichtlich Ziel und Durchführung der Studienberatung. In der 

Reg ei. besteht an den 1:ioehschulen für die Studienberatung 

kein lise,rnicrur crganisatcrischer Pahmen. Er war nur in den 
ti 
	 ;1Zen zu finden, 	die neratung als Aufgabe der 

aufgefaßt wurde. Im übrigen wird die Studienbe-

freien und unkeerdinierten Initiative der Fachbe-

akultäten überlassen. Wesentliche Hindernisse 

cinx. zweckentsprechende Studienberatung sehen die noch- 

: 1: 	dem Mangel an geeignetem Personal sowie in der: 

,.en an Informationen über 	Sernfschancon für die Poch- 

-en. von z3t-.udenchr 	 de darüher hin- 

411.J.S in 
	

digatorischen) St«idiencratun der versuch 

-pulati 	geehen, i deren 'Ire die Studenten 

udiengänge abgedrannt werden sollen. 

DIe Schwierigkeiten, d s für die Studienberatung erforderliche 

Pez:sonal zu gewinnen, wird vom Vi'nensehaftsrat durchaus er-

und anerkannt. Der perscnelle Engpaß wird jedoch nur 

Uerwlnden sein, wenn zunächst über Ziele, Voraussetzung 

..enfzihr ng _!r• Studienberatung Klarhott besteht. Hier-

ssenschaftsrat bereits in den Empfehlungen 

•.,n< ?nix* 	Ausbau des Bildungswesens im Hochschul- 

i97o eingehend geäußert (Band 1, S. 46 ff.). ZU7 

Veruv.lIchung dieser Vorschläge wird darauf hingewiesen, 

:udienberatun sowohl als Beratung bei der Studier 	1- 

als st u: irh Ileitende Beratung einzurichten ist. 

Stdielfzic!iwnhlberatung, die zentral von einer Stere 

lochschule erfolgen sollte, wird in enger Fühlungna' 

nundesans alt für Arbeit vorzubereiten und uurch2,.;n- 
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führen sein, da dieser Steile auch die erforderlicher In-

fcreationen über Berufschaneon noch am ehesten zur Verfügung 

stehen. 

Die Beratung für die Steelenfachwahl setzt aber daneben auch 

eine genaue Kenntnis der Studieninhalte und Studienziele in 

dee einzelnen Fächern verau 	Solange diese für eine Mehr- 

zahl von Fächern noch nicht in der gewünschten Weise erar-

itet sind, wird auch die Studienberatung, insbesondere in 

der stLe:.lenbeglei Lenden Form nicht die volle Wirksamkeit ent-

falten können. Die studienbegleitende Beratung sollte in den 

Fachberee.chen und Fakultäten erfolgen, jedoch von der zen-

alzr. r. 7ratungsstelle der Hochschule keerdiniert werden. 

ßl j ist darauf hinzuweisen, daß die Durchführung der 

(nbitung für die Heehechulen selbst obligatorisch sein 

eell 
	

daß daran gedzeht werden könete, nach einem e t- 

echeneen Ausbau des Deratungswesens dieeratung als auch 

tudenten obligatorisch einzuführen . 

KaXaaz.i `.ätsfracen 

oft. klagten Hochschulen trotz de.. starken Vermehrung des 

.z i;örpers in den letzten Jahren, daß das Unterri.htsange-

bot nicht oder bald nicht mehr sichergestellt werden könne. 

"en d r meisten Lochschulen wird in denjenigen Fächern, deren 

-it;,it durch die Zahl der ArbeitspUtze in Labors u.c. 

chenkt 1 t, elee Steuerung der Studentenzahlen mittels 

nunerus clausus versucht. Entsprechende Konsequenzen 

2ie Ccisteswissenschaften wurden bis jetzt noch kaum c 

Allerdings fühlen sich einige nechr:chulen auch? 

ee ichtsentscheidungen enger den nu:. ::"'.s clausus veronsiel 

denen ihrer ensicht nach ;';ndcrungen der Ausbi2de 

,:ng und der angestrebten Ausbildu.gsne lität nicht qelüe( 

leeücksichtigt wurden. 
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Die Unsicherheiten über die Anwendungs öglichkeiten des 

numerus clausus gehen letzt7ich auf das Feh en fundierte.-

Aussagen über die Ausbildungskapazitäten £n den einzelnen 

Fächern zurück. Wirst sehr wenige Hochschulen wenden Kapazi-

tätsmodelle an, doch werden die Berechnungen aufgrund unter-

schiedlicher Schlüssel durchgeführt. Sie werden daneben 

auf der Grundlage reformierter Studienpläne die Angabe von 

'nachstumszielen für die einzelnen Fächer und damit für die 

C samtuniversi 	 e:htig sind solche Berechnungen  

für die im Zusammenhang nit der Fortschreibung des 

hmenplans zu treffenden LnLs heidungen. 

gemeinen berürwortetn 	Universitätsvertreter im 

numerus 	ausns als letzten Ausweg vor einer 

Uberfällung einzelner lächer. Sie verlangten je-

eln'Aandfreic ree2htlicne Grund_ c zur Anwendung 

clausus. 

• 



II. Fragen der Forschung  1 

In keinem anderen Bereich ihrer Aufgaben haben die Hochschulen 

jeweils als Ganzes so wenig 'onkrete Vorstellungen über die 

Wahrnehmung ihres Auftrages und ihrer Gesamtverantwortung wie 

im Bereich der Forschungspolitik und -planung. Die Priorität 

der Studien- und der Strukturfragen in der Reformdebatte, 

nicht ausreichende Informationen über die in ihrem eigenen 

Bereich deirchgeführte Forschung sowie Mängel in der Ausstattung 

mit: haushaltsmMigen Forschungsmitteln haben zu einer Situa-

tion ueführt, in der bei der Mehrzahl der Hochschulen sehr 

allgemein und auch dann nur vergleichsweise formalistisch 

über Planang der Forschungspinung, mögliche rsiderungen, Vor-' 

Lersil nuen zu Mnderungen etc. gesprochen wurde. Auch scheinen 

die isehschulen den Inhalt der Planungsaufgabe häufig nicht 

seharf genug zu sehen. 

ier bisherigen Hechschul-Peformdebatte standen Stndien-

allsemeine Struktur- und Organisationsfragen im Vorder-

crs d, wenn man von einigen mehr polemisch als sachlich. be-

stimten Ant:3 -riffen gegen die Forschung absieht. Das hat be-

zu achte.ilen für die Forschung geführt und drückt sich 

nem Diskussionsrückstand über diese Fragen aus, der 

2 ien hochschulbesuchen bemerkbar machte. 

beabsichtig gründlice Learbeitung dieses Komplexes in 

rschungsempfehlungen des Wissenschaftsrates  ist. d 

1 	besonderer Letrir2utung. Sie wird sich insbesondere ar 4' 

n erstrecken müssen: 

Oer Unabh:ingigkeit einzelnei Forscher, in d : rs h h. .ihre17 

- te im Rahmen ihrer Stellung in der Hochschule, 

iem Abschnitt sind als Eclege 
ohne Anspruch auf Vcl1ständigkeit einzelne Hoehrsens  

nannt, um die Erörterungen zu konkretisieren. 1)1L:se 	5 
FIn sollten nur als Beispiele verstanden wurden. 
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- Planungsmöglichkeiten und -notwendigkeiten der einzelnen 

Hochschulen im Hinblick auf die von ihr vertretenen Diszi-

plinen, auf die Schwerpunktwahl innerhalb der Disziplin 

sowie auf die Wahl einzelner Forschungsprojekte, 

- Koordinationsnotwendigkeiten auf zentralerer Ebene, 

- organisatorische Formen, die den Notwendigkeiten entsprechen. 

Information der Hochschulen über Forschung 

Ein graduell zwar unterschiedliches, aber im Prinzip überall 

vorhandenes Problem ist die mangelnde Information und Trans-

parenz im Forschungsbereich. Die Hochschule (Hochschulspitze, 

zentrale Hochschulgremien) ist nur in Ausnahmefällen darüber 

informiert, was im Bereich der Forschung innerhalb der Hoch-

schule vorgeht. Das gilt schon von der aus Haushaltsmitteln 

fin,inzierten Forschung und erheblich verstärkt für die aus 

'ittmitteln finanzierte Forschung. Dabei ist die Information 

über die von der öffentlichen hand aufgebrachten Drittmittel 

Immer noch etwas besser als über die Drittmittel aus private 

Quellen. In manchen Hochschulen ist jedoch nicht einmal eine 

Information über die von der Deutschen Forschungsgemeinschaft. 

bereitgestellten Mittel gewährleistet 1) . 

Ansätze und. Abslchten zur Behebung dieser Mängel sind vor-

handen. So haben einige Hochschulen eine Verpflichtung zur Bei  

kanntqabe der Entgegennahme von Drittmitteln für die Forschur  

eingeführt 2)  oder sogar von einer Genehmigung abhängig ge- 

h, 	) mar. t 	, andere Hochschulen planen Entsprechendes 4). Weit- 

, nend offen ist, inwieweit sich derartige Meldepflichten 

auch auf die Drittmittel aus privaten Quellen erstrecken sol-

len. 

2) z.B. Braunschweig, Tübingen z.B. Bochum, Dortmund 
3)  
4)z.B. Berlin, Hamburg 

z.B. Aachen 
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Die Frage bedarf dringlich einer Klärung, weil einerseits 

die Angriffe gegen nicht öffentliche Forschungsfinanzierung 

zunehmen, andererseits den Hochschulen diese Quell( nicht 

versagt werden sollte. Mindestvoraussetzung für die Arbeit 

in dem. bisherigen Rahmen sind jedoch eine volle Information 

und in kritischen Fällen Binwirkungsmöglichkeiten vorzugs-

weise.indirekter Art, damit die Hochschulen die Verantwortung 

für das Geschehen auch gegenüber der Öffentlichkeit über-

nehmen können. Die dafür im einzelnen erforderlichen Rege-

lungen bedürfen einer Behandlung in den Forschungsempfehlungen. 

In einer zunehmenden Zahl von Hochschulen 1 '1 wird die For-

zchungstätigkeit in einem Forschungsbericht der Hochschule 

zusammengefaßt und publiziert, in anderen sind entsprechende 

Bestrebungen im G'ange. Diese Berichtstätigkeit sollte unter-

stützt und allgemein eingeführt ,-erden. Sie ist informativer 

als eine Lloe Zusammenstellung der -,:inzelnen Vorhaben und 

erüffne die 	rqichkeit, Ziele der Hochschule, einzelner 

nhberetche und. Forscher 7.0 artikulieren und Arbeitsstruk-

turen deutlich zu machen. Die Finanzierung der Berichte wird 

une-,rschiediich gehandhabt; nicht überall stehen dafür fiaus-

tsmittel zur Verfünung 21 sie sollten bereitgestellt 

werden. 

An mehreren Stellen 3)  wurde darauf hingewiesen, daß die Le-

mühungen um bessere Information über Forschungsvorhaben nicht 

auf der Uochschulebene, sondern fächerweise für alle hoch-

schulen des Bundesgebietes organisiert werden müßten, wofür 

Arsätze durchaus vorhanden seien. 

z.B. Bielefeld, Bochum, Braunschweig, Köln 
z.B. in Göttingen nicht 
.b. Braunschweig 
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Forschunqspeplitik und -planung der Hochschulen 

Die unter den Gesichtspunkten Forschungspolitik und For-

schunqsplareng zu besprechenden Aspekte blieben bei den Be-

gehungen unscharf. Sie bedürfen einer wesentlich weitergehen-

den Klärung in den Forschungsempfehlungen als sie hier ge-

geben werden kann. Deshalb bleiben die Bemerkungen knapp. 

Festzuhalten ist zunächst, daß eine große Zahl von Hoch- 
1) schulen 	- wenn nicht überhaupt die Mehrzahl - auf zentraler 

Ebene str.dige Kommissionen für Forschungsfragen gebildet hat; 

ausdrücklich abgelehnt wurde ein derartiges Gremium nur an 

einer Stelle 2)  

Im übrigen unterscheiden sich die Hochschulen sehr erheblich 

in dem Ma2e, in welchem sie für sich in Anspruch nehmen, For-

schungspolitik zu betreiben und Forschungsplanung zu ver-

wirklichen. Die Skala reicht von Hochschulen, die die Frage 

nach. der Existenz einer Forschungspolitik rundweg verneinen, 

ohne daß erkennbar wäre, welche weitergehenden Überlegungen 

der zugrundeliegen, bis zu Hochschulen, die versuchen, eine 

geplante und koordinierte Forschungspolitik zu betreiben. 

Das Mar' in der. die Hochschulen Forschungspolitik für sich 

in Anspruch nehmen, scheint mit der Stärke der Hochschul- 
3) tze zu. korrelieren. Sehr häufig ist der Hinweis darauf 	, 

daß der Mangel an Mitteln die Bildung von Schwerpunkten und 

die Setzung von Prioritäten verhindere; bei beschränkten 

Mitteln könne eben nach wie vor überall nur das notwendigste 

angeschafft werden und müsse die Grundausstattung für alle 

gleich aufgestockt werden. 

1) 
Jr4 Aachen, Berlin, Bielefeld, Bochum, Dortmund, Free.- 

burg, Heidelberg, Konstanz, Mannheim, Münster, Saarbrücken, 
Stuttgart, Ulm 

2:in Köln 
ez.B. Bonn, Erlangen-Nürnberg, Freiburg, Karisruhel  München, 
Münster 
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Die Hochschulen, die den Anspruch auf eine eigene Forschungs-

politik erheben,haben häufig bereits eine Erhebung über die 

in ihrem Bereich laufenden Forschungsvorhaben durchgeführt 

und erste überlegungen zu einer Kategorisierung der For-

schungsprojekte angestellt. Auch mit der Entwicklung interner 

Kriterien und Verfahren zur Beurteilung von Projekten ist 
) hier mit der Absicht begonnen worden 1  , diese bei der Vor- 

gabe eigener Mittel - falls diese einmal in genügendem Um-

fang zur Verfügung stehen sollten -, aber auch zur Lenkung 

der Anträge an Förderorganisationen (DFG) anzuwenden. Diese 

Kriterien sind zum Teil organisatorischer und struktureller 

Art, wi.e z.B. Vertragstypen bei Drittfinanzierung und Pari-

tätsregelungen. Sie enthalten außerdem die Forderung, For-

schungsprojekte nicht mehr an Einzelwissenschaftler, sondern 

an Fachbereiche zu vergeben. Zugleich werden Kriterien zur 

Beurteilung der Fragestellung der Forschung aus gesellschafts-

inolitischen Prm ssen abgeleitet. 

Ein so.lches Vorgehen birgt erhebliche Gefahren insofern, als 

bei unterschiedlichen gesellschaftspolitischen Ausgangsposi-

telnen die e.nzelnen Forschungsgebiete der Hochschulen - so- 

weit 	sich dazu eignen - auf diese Fragestellungen mit 

Er3ebnis auseerichtet werden können, daß sich diese 

Kriterien Explizite oder implizite in einer politisch ein-

etJ“ 2usgerichteten Pc,rsonalauswahl einer Uochschule 

er!7:chlagen« V;.:. einem solchen Verfahren muß dringend e-

warnt werden. Damit wird nicht gesagt, daß Forschung keinen 

gesellschaftspolitischen Bezug haben sollte. Doch sollte 

dieser Bezug in erster Linie durch den wissenschaftier selbst, 

eiter Linie durch staatliche Organe möglichst indirekt 

nur finanzielle Anreize verwirklicht werden. 

z,B. Berlin 
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Bei den Hochschulen, die die Existenz von Forschungspolitik 

verneinen 1), kann man unterscheiden zwischen solchen, die 

sich mit dem Problem noch nicht ernsthaft auseinandergesetzt 

haben, sowie solchen, die bestimmte Ansätze vorweisen können 

und sich weitergehende Gedanken über die Zweckmäßigkeit, die 

Form und das Ausmaß der Forschungsplanung gemacht, als Er-

gebnis aber eine gewisse Skepsis gegen detaillierte Planung 

entwickelt haben. Insofern bezieht sich die Abstinenz häufig 

nur auf die konkrete Planung von Vorhaben. Auch in diesen 

Hochschulen bestehen nämlich manchmal konkrete Vorstellungen 

über das Gewicht einzelner Diszipl)nen, Pläne für quantita-

tive Umstrukturierungen usw, auch wenn die Lehre als das 

wesentlich Element für die Forschungsentwicklung angesehen 

wird. 

Einzelne Hochschulen )  haben Uberlegungen ancesteilL, wie 

vecrer,übrr einer verstärkten Einflußnahme der Hechschuispitze 

und Eochschulgremien das Recht des einzelnen Forschers auf 

Freiheit der Forschung gesichert werden kann und sich konkret 

U7 die Definition eines Forschungsfreiraumes bemüht. 

We. :gehende Ubere.inst. immung bestand über die wesentliche Auf-

er2:e der Forschungspolitik der einzelnen Hochschulen. Sie 

• 
besteht darin, ihre ) sziplinen und Schwerpunkte zu wählen, 

intscheidungen laufend zu überprüfen und durch Beru-

fungen und Festlegungen der materiellen Grundausstattung aus-

zufüllen. 

1)
die große Mehrzahl aller Hochschulen 
z.B. Hamburg 



Im Rahmen der 12rschungsemi:fehlungen wird auf die Frage 

zugehen sein, wie eine effiziente Eorschungspolitik der Hoch-

schulen in c, Ln Gesamtsyster.. der Planung so eingebaut werden 

kann, dal die it Sinne der Gesamt/,:ntwicklung richtigen Sig-

nale empfangen werden und die Hochschulen. darauf reagieren 

knnen, 

Ein wcAters in den Forschungsempfehlungen zu behandelnds 

Probier^ sUL,11t die Frage dar, ob 	Hochschulen ilber die im 

jnrer Forschungspolitik ro-?:wend..ige Wahl d r Forschungs- 

	

iete  hinaus 51C.i aa:2.h 	tinzLAren vorhaben befassen sol- 

len 	ot das den bete]) 	Forschcrn uLerlassen 

du.:h 	Knkurrclz um zent., T 

rtgestellTe 	 im (....Jtaoter‘rerfahren vergebet 

Lin slches, M mehrer 
	

1 1:n 
	

begr.d3tcs 

fahren würde Interessenknfirht 	hez:latl der riochschulen 

vermei 	 be-i einer 	 Projeki- -» 

aufreten können., Zuden Jirftc durcn (7utahr- 

Hche Ueurt,:- ..tion(:„ auf höherr 
	

ffizienterc Ver- 

der 	 ttel 

vergabe innerha 	der Hcchschulen. 

')nderfrrsch-ungsberelche 

• ,2-‘,33.: von Sorde..4:crschun(fs...:ereicher wird 

	

Uisher n r Ln leringem 	 instrumen,: der 

	

lirel der 7.c.17'.-icrpunktbi;j• 	(7e - 

nutzr- Die Sonerforschungsbereiche re:sultterten vilNehr 

ir -2-rster 1..;.n.i.e aus dem inagement der 	• 

7157;Ciliift.U: und Fachbereiche. 

.lordrhein-1.;estf,Jlit 



Sonderforschungsbereiche werden von der Hochschule zwar sehr 

geschätzt, verursachen aber zunehmend erhebliche Sorgen, weil 

die Hochschulen jetzt zu erkennen beginnen, daß sie bei einer 

überprüfung und möglicherweise drohenden Aberkennung bzw. 

einem Auslaufen der Finanzierung mit nicht unerheblichen. 

Folgelasten konfrontiert werden. Diese Frage der Überleitung 

bedarf einer eingehenderen Klärung bei Antragsstellung, als 

es bisher geschah. 

Weitere Probleme ergeben sich aus der weithin noch ungeklärten 

Einfügung der Sonderforschungsbereiche in die Hochschulstruk-

tur, die sich auch auf die Stellung der Mitarbeiter in Sonder-

forschungsbereichen, auf die Forderung nach studentischer Be-

teiligung und auf die Frage, ob die bewilligten Sondermittel 

Sonderforschungsbereich oder einem Hochschulorgan zur 

Verfügung gestellt (:erden, auswirken wird. 

Schließlich wurde vielfach an dem Beurteilungsverfahren für 

Sonderforschungsbereiche Kritik gent. Insbesondere wird eine 

eingehende Decjründung der Ablehnung von Anträgen verlangt. 

Es sollte geprüft werden, inwieweit dieser Forderung Rechnung 

getragen werden kann. 

Die am einzelnen Stellen unternommenen Versuche 1), inter-

disziplinäre Forschung mit hohem Anspruch in besonderen For-

schungszentren zusammengefaßt zu betreiben, scheinen nicht 

sehr erfolgreich zu verlaufen. Entsprechende Pläne an. an-

derer Stelle 2)  sollten daher kritisch überprüft werden. 

4. Organisatorisch-administrative Probleme 

Die Unsicherheit der Hochschulen bezüglich ihrer Planungs-

aufgabe in der Forschung wird im organisatorischen und adme 

E:elefeld 2)Augsburg 
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nistrativen Bereich deutlich. Zwei extreme Formen charakteri-

sieren die Problematik. In manchen Hochschulen sind weder 

Wille noch Voraussetzungen erkennbar, Fragen der Forschungs-

planung überhaupt anzufassen, in anderen ist die Tendenz zu 

übertriebener Organisation und Kontrolle festzustellen. 

Dabei hat die bisher fehlende gründliche Erörterung der For-

schungsfragen vielfach dazu geführt, daß Organisations-

prinzipien aus dem Bereich von Lehre und Ausbildung relativ 

schematisch auf den Komplex Forschung übertragen wurden, wenn 

überhaupt Ansätze zu Änderungen in diesem Bereich versucht 

wurden. Speziell drückt sich dies in der Schaffung jeweils 

paralleler Kommissionen auf Fachbereichs-, Fakultäts- oder 

Zentralebene aus, ohne die Differenzierung in der Aufgaben-

stellung zu fixieren. In einigen Fällen entstand der Eindurck, 

daß ein organisatorisches Prinzip realisiert und zugehörige 

hufgaben noch gesucht wurden. Die Möglichkeit, dabei den 

Prinzipien der.  qualifizierten Mitbestimmung gerecht werden 

zu können, d.h. Gruppenparitäten zu variieren, hat diese 

Tendenz offenbar besonders beflügelt. 

Aus der bereits beschriebenen Aufgabenstellung ergibt sich 

die Notwendigkeit, in den zentralen Leitungsgremien der 

Universität der Forschung ein genügendes Gewicht beizumessen, 

teilweise in Konkurrenz mit den Lehraufgaben - die 

Grundausstattung der Fachbereiche zu sichern sowie in Aus-

wahl und Ausbau der Disziplinen Forschungsaspekte genügend 

zu berücksichtigen. Hier sollte ebenfalls die Dokumentation 

und Information lokalisiert sein. Das dazu nutwendige Gremium 

(etwa eine ständige Kommission) sollte seine Hauptaufgabe 

darin sehen, den aktiv Forschenden günstige Voraussetzungen 

für ihre Arbeit zu schaffen, keineswegs aber sie durch 

Gängelung zusätzlich zu belasten. 
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Auf der Ebene des Fachbereichs sind in erster Linie laufende 

Koordinations- und Informationsprobleme zu lösen, insbe-

sondere die Beurteilung der Durchführbarkeit von dritter Seite 

finanzierter Projekte. Diese Aufgabe kann in der Kompetenz 

des Vorsitzenden oder des Vorstands eines Fachbereichs liegen, 

die - falls notwendig - einen vorbereitenden Ausschuß bilden 

können. In aller Regel dürfte sich auf dieser Ebene die Not-

wendigkeit eines eigenen Ausschusses kaum ergeben. 

5. Finanzierung der Forschung 

Eine durchgehende Klage der Hochschulen bestand in dem Hin-

weis auf die nicht ausreichende finanzielle Ausstattung für 

Forschungsaufgaben durch die Universitätshaushalte, eine 

ebenso durchgehende Offenbarung mangelnder Beurteilungsgrund-

lagen in dem teilweise völligen Fehlen oder einer unvoll-

ständigen Erfassung der für die Forschung verfügbaren Dritt-

mittel. Die Klagen sind sicherlich insoweit berechtigt, als 

bei wachsenden Studentenzahlen und damit wachsendem Bedarf 

für die Finanzierung der Lehraufgaben sowie bei relativ 

hohen Preissteigerungen die real aus dem Haushalt verfügbaren 

Mittel zurückgingen. Eine Erhöhung der Grundausstattung der 

ic...nhschulen vit. Forschungsmitteln im Haushalt dürfte daher 

vet.dringlich sein. 

Inwieweit der Mangel an Haushaltsmitteln für die Forschung 

durch eine Zunahme bei den Drittmitteln ausgeglichen wurde, 

und zwar unter Berücksichtigung der Tatsache, daß die For-

schungskapazität infolge erheblicher Lehrverpflichtungen und 

zunehmender zeitlicher Verpflichtungen in der Selbstver-

waltung reduziert ist, war nicht feststellbar. Probleme wur-

den nur da deutlich 1), wo eine rasche Ausweitung der Zahl 

der Planstellen mit erheblicher Forschungskapazität zu En-

pässen führte. 

I) z,B. in Berlin 
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Die Tatsache, daß in vielen Universitäten in zunehmenden Maße 

vor allem im naturwissenschaftlichen Bereich auch kleinere 

Projekte von der Deutschen Forschungsgemeinschaft finanziert 

wurden, deutet jedoch darauf hin, daß aufgrund finanzieller 

Engpässe noch keine schwerwiegenden Einschränkungen vorge-

nommen werden mußten. Soweit dies der.  Fall war, dürfte es 

sich um Vorhaben gehandelt haben, die aus Gründen der Quali-

tät der Projekte zurückgewiesen wurden. 

Im Bereich der Sonderforschungsbereiche führt das Ausbleiben 

der Anlauffinanzierung durch die Deutsche Forschungsgemeinschaft 

allerdings bereits zum Zerfall 	arbeitsfähigen Gruppen 

und zu erheblicher Frustration. 

Bedenklich ist der Hinweis 
1 auf die Heranziehung von DFG- 

.1itteln für die Lehre auch 	personellen Bereich- Während 

das Verhältnis zwischen Hochschulen und zentralen oder 

zentraleren Förderorganisationen in der Forschungsförderung 

weiterer Beratung bedarf, sollte die Finanzierung der Lehre 

allein aus den Hochschulhaushalten erfolgen. 

Trotz aller Schwierigkeiten muß jedoch darauf hingewiesen 

werden, daß die vielfach von den Hochschulen geäußerte Fest-

stelung, Forschung werde ausschließlich aus Drittmitteln 

finanziert, nicht zutrifft. Auch unter heutigen Verhältnissen 

daf, Ausmaß der Lehrbelastung nicht 20 hoch, daß keine 

Forschung mehr betrieben werden könnte. Hier bestehen je-

dceh zweifellos Gefahren; zusätzliche Aufgaben - wie sie 

durch die Änderungen der.  Hochschulstruktur im Rahmen der 

Selbstverwaltung, im Zusammenhang mit der Eildung von Ge-

samthochschulen und für die in neugegründeten Hochschulen 

tätigen Wissenschaftler durch Planungsaufgaben entstehen -

wirken sich zuerst zu Lasten der Forschung aus. 

1) z.12e TU München 
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III. Fragen der Gesamthochschule  

Die Empfehlungen des Wissenschaftsrates zur Gesamthochschule 

(Empfehlungen zur Struktur und zum Ausbau des Bildungswesens 

im Hochschulbereich nach 197o, Bd. 1, S. 112 ff.) sind bisher 

noch nirgends verwirklicht. Dies war auch in der Kürze der 

Zeit nicht zu erwarten. überwiegend bestehen Unklarheiten 

über den Ablauf des Integrationsvorganges, über die notwen-

digen organisatorischen Maßnahmen und deren sinnvolle Reihen-

folge. 

Bei den Hochschulbesuchen war zu erkennen, daß im Bereich 

der Lehrerausbildung die Entwicklung in den meisten Ländern 
in die Erarbeitung integrierter Studiengänge münden wird. 

Es ist zu erwarten, daß trotz der noch zu beobachtenden 

Zurückhaltung auf leiten der Universitäten, Fachhochschulen 

und staatlichen Stellen auch in den Studiengängen der Fach-

hochschulen die Entwicklung in gleicher Weise verlaufen wird, 

sobald die Fachhochschulen imstande sein werden, sich aktiv 

an dem Integrationsprozeß zu beteiligen. Vorschläge dazu, wie 

dieser Prozeß durch geeignete Maßnahmen zur Abstimmung und 

Entwicklung von Studiengängen, zur Gestaltung der Personal- 

struktur• 	und zur Hochschulorganisation in die Wege geleitet 
und gefördert werden kann, wird der Wissenschaftsrat zu ge-

gebener Zeit vorlegen. 

1. Kritik der Hochschulen an dem Konzept der Gesamthochschule 

Ob die Einrichtung integrierter Gesamthochschulen bildungs-

politisch wünschenswert ist, wird in nahezu allen Hochschulen 

lebhaft diskutiert. Die Meinungen erstrecken sich von vorbe-

haltloser Zustimmung bis zu strikter Ablehnung. 

Die ablehnenden und kritischen Auffassungen stützen sich vor 

allem auf folgende Argumente: 



- 32 - 

a) Der Wissenschaftsrat verfolge mit seiner Konzeption der 

Gesamthochschule das Ziel, einen erheblichen Teil der Stu-

denten auf kurze Studiengänge abzudrängen und dadurch den 

Mangel an Studienplätzen durch unangemessene Studienzeitver-

kürzung zu beheben. Die unter I. schon angeführte Kritik 

gegen die kürzeren Studiengänge greift deshalb auf die Beur-

teilung der Gesamthochschulen über. Allerdings wurden auch 

Stimmen laut, die zwar eine Integration befürworten, jedoch 

eine zeitliche Differenzierung der Studiengänge ablehnen. 

b) Die gerade geschaffenen Fachhochschulen seien noch nicht 

integrationsreif. Sie sollten sich zunächst als Fachhoch-

schulen entwickeln und den durch die Fachhochschulgesetze ge-

steckten Rahmen auszufüllen suchen. 

c) Die unterschiedlichen Eingangsvoraussetzungen stünden kon-

sekutiven oder teilkonsekutiven Studiengängen entgegen. Seien 

aber die unterschiedlichen Studiengänge innerhalb eines Faches 

nicht miteinander zu verzahnen, so wäre die Gesamthochschule 

nur eine organisatorische Klammer um inhaltlich differenzierte 

Ausbildungsstätten. Erleichterte Übergänge und damit eine er-

höhte Durchlässigkeit ließe sich auch ohne Integration durch 

• geeignete Kooperationsformen erreichen. 

d) Die Ausbildung an den Fachhochschulen und Universitäten sei 

so unterschiedlich, daß an die gemeinsame Durchführung diffe-

renzierter Studiengänge nicht zu denken sei. 

e) Die integrierte Gesamthochschule würde die ohnehin über-

füllten Hochschulen noch stärker belasten als bisher und des-

halb das Problem der großen Zahl noch verschärfen. Insbeson-

dere werde die Lehrbelastung noch weiter erhöht. 

f) Die Konzeption, die der Wissenschaftsrat für die Gesamthoch-

schule entwickelt habe, sei einseitig von Anforderungen der 

Lehre und Ausbildung her entwickelt. Sie berge deshalb die 
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Gefahr, daß die Forschung in der Hochschule zu kurz komme 

oder gar aus ihr verdrängt werde. 

g) Die Einrichtung differenzierter Studiengänge innerhalb der 

Gesamthochschule führe zu einer Spaltung des Lehrkörpers. 

h) Eine Verkürzung der Studienzeiten sei von der Gesamthoch-

schule nicht zu erwarten. Vielmehr würden die bisher an den 

Fachhochschulen angebotenen Studiengänge durch die Integra-

tion noch verlängert werden. 

i) Die Zusammenführung unterschiedlicher Studiengänge berge 

die Gefahr einer Niveausenkung auf allen Ebenen. 

k) Von mehreren Kultusministerien wurde darauf hingewiesen, 

daß in den Flächenstaaten der Integration die teilweise er-

heblichen Entfernungen zwischen den inhaltlich aufeinander 

bezogenen Hochschuleinrichtungen entgegenstünden. Deshalb 

könne eine Integration allenfalls für eine fernere Zeit ange-

strebt werden. 

2. Problematik organisatorischer Lösungen 

Die Unsicherheit in der Planung und im organisatorischen Voll-

zug scheint die Bildung von Gesamthochschulen zu erschweren 

und Hindernisse für eine inhaltlich sinnvolle Lösung zu be-

reiten. So herrscht an vielen Orten der Eindruck vor, die 

Bildung von Gesamthochschulen bestehe einzig und allein in 

der Zusammenführung örtlich benachbarter Hochschuleinrichtungen. 

Diese Auffassung birgt mehrere Gefahren: 

a) Die Gesamthochschule wird lediglich als organisatorische 

Addition vorhandener Einrichtungen gesehen, die inhaltlich un-

verändert zusammengeführt werden. 

b) Die Integration erfolgt lediglich nach örtlichen Gesichts-

punkten, ohne Rücksicht auf inhaltliche Anknüpfungspunkte und 
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fachliche Zusammenhänge. Beispiele: Integration einer Ingeni-

eurschule in eine vorwiegend geisteswissenschaftlich orien-

tierte Universität; Integration einer landwirtschaftlichen 

Fachhochschule in eine Gesamthochschule, in der Agrarwissen-

schaften sonst nicht betrieben werden. 

c) Durch lediglich organisatorische Maßnahmen wird die Mög-

lichkeit einer Neuorientierung aller Studiengänge versäumt 

oder erschwert. 

1 
3. Auswirkungen auf die Personalstruktur 

Unklarheiten bestehen weitgehend über die Auswirkungen des 

Integrationsvorgangs auf die Personalstruktur und die Stellung 

der einzelnen Lehrkräfte innerhalb der Gesamthochschule. Ob 

jeweils alle Lehrkräfte einer Pädagogischen Hochschule oder 

Fachhochschule in die Gesamthochschule übernommen werden 

sollen und welchen Status sie in der Gesamthochschule erhalten 

werden, ist in den meisten Ländern noch offen. 

4 Konzeption des Wissenschaftsrates  

• Die Gespräche in den Hochschulen und die Landesschlußbespre-

chungen geben Anlaß, die Konzeption der Gesamthochschule, für 

die sich der Wissenschaftsrat ausgesprochen hat, in einigen 

Punkten noch einmal zu verdeutlichen: 

a) Integrierte Gesamthochschule bedeutet nicht allein die 

organisatorische Zusammenführung vorhandener Einrichtungen des 

tertiären Bereichs. 

b) Ziel der Gesamthochschule ist das Angebot inhaltlich und 

zeitlich differenzierter, aufeinander bezogener Studiengänge. 

Sie sollen aufeinander abgestimmt und zu diesem Zweck zusammen-

geführt werden. Damit soll die Durchlässigkeit zwischen den 

einzelnen Studiengängen verbessert und der Übergang zu weiteren 

Stufen der Ausbildung erleichtert werden. 
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c) In der Gesamthochschule sind Forschung und Lehre vereint. 

Inhalt und Umfang der Aufgaben des wissenschaftlichen Personals 

in Forschung und Lehre werden im Einzelfall unterschiedlich 

sein, wobei daß Ausmaß der Beteiligung an der Forschung u.a. 

auch davon abhängen wird, wie stark der Bezug der Studiengänge, 

für die Lehraufgaben übernommen werden, zur Forschung ist. 

Auch das nicht mit forschungsbestimmten Aufgaben betraute wissen-

schaftliche Personal muß jedoch in Kontakt mit der Forschung 

stehen. 

d) Es ist nicht beabsichtigt, Studiengänge, die bisher an den 

wissenschaftlichen Hochschulen angeboten werden, in zwei- bis 

dreijährige Studiengänge umzuwandeln (schematisch zu verkürzen). 

Vielmehr ist es die Absicht des Wissenschaftsrates anzuregen, 

daß für Tätigkeitsfelder, die bisher einer wissenschaftlichen 

Ausbildung entbehren oder fügiSie Ausbildung außerhalb der 

wissenschaftlichen Hochschulen stattfindet, neue Studiengänge 

entwickelt oder vorhandene Studiengänge umgestaltet werden. 

Die Dauer solcher Studiengänge soll durch die jeweiligen Aus-

bildungsziele bestimmt werden und muß nicht derjenigen der über-

kommenen Studiengänge entsprechen. 

e) Die Konzeption des Wissenschaftsrates würde erleichtert 

werden, wenn die Änderungen der Sekundarstufe, wie sie 

vom Deutschen Bildungsrat empfohlen worden sind, bereits ver-

wirklicht wären. Unterschiede in den formalen Eingangsvor-

aussetzungen für die verschiedenen Hochschularten werden mit 

dieser Neuordnung entfallen. Für die Übergangszeit bis zur 

Neuordnung des Sekundarschulwesens wird nach Wegen gesucht 

werden müssen, die einen Abbau der Unterschiede der Eingangs-

voraussetzungen anstreben, z.B. durch Vorbereitungskurse. 

Damit können die Hindernisse überwunden werden, die z.B. 

der Einführung teilkonsekutiver Studiengänge gegenwärtig 

noch entgegenstehen. 
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f) Als organisatorische Konsequenz aus den zu b) und c) 

genannten Zielen ergibt sich, daß zunächst die in einer Ge-

samthochschule anzubietenden Studiengänge zu entwickeln sind. 

Dabei soll weder an den überkommenen Studiengängen der Univer-

sität noch an denen der Fachhochschulen und Pädagogischen 

Hochschulen festgehalten werden. Auch in Fächern, in denen es 

bisher keine Fachhochschulausbildung gibt, sind die Studien-

gänge auf mögliche Differenzierungen hin zu untersuchen. Die 

inhaltliche Differenzierung der Studiengänge wird auch Unter-

schiede in der Studiendauer bedingen. 

Um. den Reformbemühungen bei der Entwicklung der Studiengänge 

die staatliche Anerkennung zu sichern, sollten von den 

Kultusministerien unter Beteiligung anderer zuständiger Res-

sorts Fachkommissionen eingesetzt werden, denen die Ausar-

beitung der Studiengänge obliegt und die verpflichtet werden, 

Initiativen, die von einzelnen Hochschulen oder einzelnen 

ihrer Mitglieder ergriffen werden, zu berücksichtigen. In 

den Fachkommissionen sollen alle Einrichtungen des Hochschul-

bereidsvertreten sein. Gleichzeitig ist der Kontakt mit den 

"Abnehmern" herzustellen, um zu gewährleisten, daß die neuen 

Studiengänge dem staatlichen und gesellschaftlichen Bedarf 

entsprechen, daß die Studenten Klarheit über ihre Berufs-

chancen erhalten und die "Abnehmer" ihre Einstellungs- und 

Einstufungspraxis auf das neue Studienangebot einstellen. Be-

sondere Bedeutung kommt dabei der Reform der staatlichen 

Laufbahnbestimmungen zu (vgl. dazu Empfehlungen zur Struktur 

und zum Ausbau des Bildungswesens im Hochschulbereich nach 197o, 

Bd, 1, S. 57 ff.). 

Sind die Studiengänge festgelegt, so ist zu prüfen, ob und in 

welchem Umfang vorhandene Einrichtungen geeignet sind, die 

notwendige Ausbildung anzubieten. Die organisatorische Inte-

gration muß also als zweiter Schritt der Bestimmung der inhalt-

lichen Ziele folgen. Sie muß die den Zielen gemäße Umstruk-

turierung der vorhandenen Einrichtungen einschließen. Anhand 

der Ausbildungsziele und Studiengänge ist zu beurteilen, 
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welche Einrichtungen hierfür geeignet sind, welche Aufgaben 

den vorhandenen Lehrkräften im tertiären Bereich zuwachsen 

sollen und welche diesen Aufgaben entsprechende Stellung sie 

innerhalb der Gesamthochschule einnehmen werden. Dabei sollte 

nicht zum Grundsatz gemacht werden, jede Einrichtung des 

tertiären Bereichs in eine Gesamthochschule einzubeziehen. 

Gegen Pläne, wie sie z.B. in Nordrhein-Westfalen verfolgt 

werden, die für eine Gesamthochschule bestimmten Instituti-

onen schon vorweg durch einen den bestehenden Organen aufge- 

• pfropften Überbau organisatorisch zusammenzuführen, bestehen 

Bedenken, weil die Gefahr droht, daß die vorhandenen und 

beschränkten Kräfte nicht auf die für die Gesamthochschule 

schlechthin konstitutive Entwicklung neuer Studiengänge und 

auf das Problem des Zugangs zur Gesamthochschule konzentriert 

werden, sondern erneut zunächst auf Organisationsfragen ge-

richtete Es kommt hinzu, daß die Hochschulen in einigen Län-

dern durch Hochschulgesetze gehalten sind, ihre Strukturen 

grundlegend zu ändern, und die Ankündigung erneuter Organi-

sationsänderungen, fälschlicherweise, die Vergeblichkeit 

der Strukturreformen anzeigen könnte. Darüber hinaus ist die 

Gefahr nicht von der Hand zu weisen, daß das organisatorische 

Provisorium sich als dauerhaft erweist und unter diesem Schein 

einer Gesamthochschule deren inhaltliche Bewältigung unter-

bleibt. In Baden-Württemberg scheint sich die Einrichtung 

der Regionalkommissionen, in denen die Hochschuleinrichtungen 

einer bestimmten Region zusammengeschlossen sind, insofern 

bewährt zu haben, als dort die Beratungen über die Errichtung 

von Gesamthochschulen in kurzer Zeit zu einer Diskussion über 

die Integration der Studiengänge geführt hat. 

g) Die Integration erfordert eine Organisationsform der Ge-

samthochschule, die sich von der bisherigen Struktur der wis-

senschaftlichen Hochschulen teilweise unterscheiden wird. Die 

bisherigen Organisationsformen, die Hochschulgesetze der Län-

der und die Empfehlungen des Wissenschaftsrates zur Struktur 
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und Verwaltungsorganisation der Universitäten bedürfen der 

Überprüfung, wie sie den konkreten Erfordernissen der Orga-

nisation einer Gesamthochschule angepaßt werden können (Empfeh-

lungen zur Struktur und zum Ausbau des Bildungswesens im Hoch-

schulbereich nach 197o, S. 117 f.). 

h) Bei der Gründung neuer Hochschulen als Gesamthochschulen 

ist von vornherein darauf zu achten, daß die Gründungsgremien 

eine Zusammensetzung erhalten, die es ermöglicht, neue diffe- 

• renzierte Studiengänge zu entwickeln. Ein übergewicht von 

Mitgliedern der am Ort vorhandenen Einrichtungen des Hochschul-

bereichs ist ebenso zu vermeiden wie eine ausschließliche Be-

setzung der Gründungsgremien mit Universitätsmitgliedern. Die 

Entwicklung differenzierter Studiengänge ist nur in Zusammen-

arbeit aller Einrichtungen des Hochschulbereichs möglich. 

i) Soweit die räumliche Entfernung vorhandener Bildungsein-

richtungen eine Integration erschwert, sollten Kooperations-

formen entwickelt werden, die den Zielen der Gesamthochschule 

möglichst weitgehend gerecht werden. Insbesondere ist die 

Abstimmung der differenzierten Studiengänge sicherzustellen. 

• 
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nrischen Problemen der Zusammenführung verschiedener !doch-

snuleinrichtungen zu Clesamthochschuler' mit diesen Fragen der 

n(ganjsatt.73n und Struktur befassen. Hierbei werden auch die 

E -Fahnunnnl hei den Hochschulbesuchen einzubringen sein, wenn 

niskussionen über Strukturfragen zwangsläufig über-

vi2erlel auf die Universitäten beschränkt blieben und der -n.Dpekt 

nIthochschule noch weitgehend im Hintergrund blieb. 

Unn einigen UI nsehuln ist jedoch auf Struktur- und Organi- 

sprobleme während der übergangsphase zur Gesamthoch-

hinnewiesen worden insofern, als die Länder in !ler F a2n 

• JIyjaninatorischen Zusammenführung bestehender Istil 

flri zu Gesamthochschulen eine flexible Haltung einneuen 

:•n _tnn 	Sie kftnte darin bestehen, durch Gesetz die Insinj-t- 

inionen zu bestimmen, die eine Gesamthochschule bilden sn1U-, 

dieE ,n auf7ugeben, sich innerhalb einer fcstrielegl'= 

▪ dje Form de Zusammenführung und den Zeitplan ?).1 e'n 

inlernfall.; ein vom Verordnungsge!)er zo n.ntwerfnidez 

e.?;chrieben wird. na die nrganisationsforil 	Cns 

chschule sich in den Grundprinzipnn von ner pingt,r 

,ehule kaum unterscheiden wird, dürften einer ninveis 

7inigung keine unüberwindlichen Schvier gh. eiten im Weg ,  
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Außerhalb dieser 	samthochsehlproblematik wunden organi- 

, 	 sations- und Strukturfragen an einigen Hochschulen erörtert; 

die Hauptpunkte sowie die Erfahrungen einiger Hochschulen 

mit neuer Organ sationsstruktut werden im folgenden be-

handelt. 

Die Hochschulspitze 

• 
Die Hocels Ospitze hat zwei Hauptfunktionen, feie beide unter-

71.nfc.).s.dertingen st.:e1.1.en. Sie muß ,.7 .(2 Aur,enbeziehung 

1.';. locschule wahrnehmen und naen innen leitend. tntegrativ 

,v)1:igierend wirken Zu den Außenbeziehungen gehören 

rtaatlic,hen Stell.n, zu politischen Gremien und 

den kemrunalen Stellen und zur Mffentlichkei.,_ als auc1; die 

an ';berörtlichen Hochschulaktivitäten 

yektor,,,nkonfe ,17enz, Westdeutsche ektorenkonfc, ren.; 	,che 

r:• ,-schunemeinschaft (-,70.) und internationale Pez.Lelungen. 

c :"Hißembezinhung verlangt um. ihrer Wirksamkeit wir.en Kontinu1,7. 

(«0-z 	oft insttutionell,In Charakters stark auf 

ucrenellen 72.eziehungen beruht und der notwendige Informations- 

in der Pegel eine 	linjIhrige Tinarbeituno, 

Außembeziehunn.  wird daher eine Monokratische Hoch- 

jtze 	Tr 1. 11.  oder langjIhrtger Amtszeit 	die 

-'Uiou•te Farn anges,:? 

lnnenfurd 	wird besti:Imt durch die Leitung der ,:ntr.1. 

,nroaltun(f, die. Aufflicht iiber die Fachbereichsverwaltung, 

iative und den Interessenausgleich im akademischenr 

Eorrektur rechtswidrigen Verhaltens. Auch f.Jr 

•ntunktinn(.:: 	rd ci.rle monokrat.ische 	hschulspit 

• soweit es um die Verwaltungsleitung geht, ebe-r.) 

orteil z-rigesehan. Soweit, es uri den akademischen Bereich 

h7rict 	Wi ksamkeit der HochschulF,pitzr davo ah, ob s  

.i2£ 1,2 r 	 Vertrauen und • .erkennung, zumindest ahci:.  

1,3 i. nial bei dz 2n hochschulpolitischen Iruppierungen als hUCh '4 

den verschiedenen Elchern zu finden. Als eine wesentliche 
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darfte sie bei krisenhaften :;ituationen seine Po7.itio') 

stärken, da dLe Gegner jn die nicht einfache Situation 

dessen verwiesen werden können, der die Abwahl durchsetzen 

müßtc. Der --unfl.ikt kommt 711M Austrag und schwelt nicht vor 

sich hin. 

Eine starke Hochschulspitze, sei es durch eine 	ente rt 

 oder Rektoratsverfassung mit. mehrjähriger Arts- 

zeit, scheint von fast allen Hochschulen. für notwendig an-

gesehen zu werden; vor allem wurde dies deutlich 1- <<i. ,: 2n 

Jochschulen, bei denen noch das einPhricie Rektorat tAestcht. 

!').ie Hauptschwache des einjälgen Rektorats besteht dardn, 

gerk .der 	 Amtes ein Möglichkeiü 	einer 

aux:; nur-mittelfristien Politik und Planung besteht. Es 

	

sich gezeigt, daß eine Planung dort unr5r. 	1 t, 

jeder Institutsdirektor die Möglichkeit 

mit deyr Ministerium zu fahren, ohne daP, M.re 

die 1.1t)cf-,sch1,,l2,tze 

kourrt 	d,V.3 der ,lochschJ1spitze 	cder 
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Nen der r(A,nen 	 uniL 	,A_rd 	sem ), I J a ,7;J:1? 

Schlichtungsfunktion zu fl7,ertragen sein. 

ahrangnn, die einige Pochch'ilen frt 
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batte bezogene Informationsfluß zu den Fachbereichen institu-

tionell gesichert wird. 

Standiae Kommissicinen 

In zunehmendel 	 rcienandige Korrissionen rar besondere 

Aufga en e;.ngerichtet. Die rdf,Arungen reichen jedoch nicht 

um die P,r12.i-idtwei-Ae d es er Eommissionen abschließend zu 

r t 	e . 	in_;titutic•nrilc ProblezA scheint sich jedoch 

daß e<., »13besendere wenn die St. findigen 

nis 	-ntscheidun 	qn!s 	besitzen,  2t.1 Friktionen 

eit',!eder .;-_i t.  (.2M Senat 
	

H:-.)ehzAulspitze hommen 

riliciun9 der. tUu 

r. verlten, daß ein verfahren 

hei der 

2:ler 1::.; 	-e.  ",.. ;:schupi,:.>e .1(..,u Senat zur Wahl -,lerg- 

ien 	,;7,-ml, ‘ 	Cef3'Ir i.Sl 3:...... , .:rx:,, (Ireß be; 	gensätzen 

Senat. 

.4-)trken 	 1:2L 

fUJI2 d c 	72chschuls2 

Kom2isoionen eindeu.ti, :an 

eu:7131 	.,:den Es wurde dahor vor; 

ie 	 StUndig:72n Mzmmiasionen zur EU]fte 

der Voch8chulspitzc zu ernennen und '.'Rar ltlifte vom Senat 

Fachbereiche 

Jie Uintillm? der 	 Fezhbereiche 

besteht aie 	(lienz 	-,u;',tehenflr::,n Faku1t5ton, fid,1 

wegen 	r 	ge, ljr! GYÖ0 e,;(3t910S0 nur. umfirmier, 
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es zu Mhn.Äichen Symptomen der 	olation und des Figenlebens 

der Fachbereiche kommt, wie dies bei den herkömmlichen Fakul-

tUen der Fall war. Offen sichtlich gibt es eine psychologische 

Sperre bei der Fachbereichseinteilung, quer. zu den bestehen-

den Bindungen neue Zuordnungen herzustellen. Mindestens drei 

Kriterien filr die Einteilung in Fachbereiche konkurrieren 

miteinander. Sie sollen Grurdeinheiten der Lehre, der For-

schunc und der Verwaltung sein. 

Grundeinheiten der Lehre können die Fachbereiche ir zweifachem 

Sinre sein, rimlich in Enzuq auf die Lehrenden und in Bezug 

auf die Lernenden. Nur bei einem Teil der Disziplinen fallen 

1.ido sp- kte zusammen, i Bereich der traditionell 	philo- 

eee..hisec und naturwissenschaftliehen rakultMtel iecken die 

leer Fachhereiche für (.ti Studenten 	rwiegend nur einen 

Te 	Ihres Studiums ab; daher wird vielerorts auf die Not- 

endi-jheit fachbereichsibergreifender rinrichtungen (z. P, 

sHindige Studienkommissionen) hingewiesen. Diese Einrichtun-

g,ollen tn ihren Aufgabenbereich Entscheidungskompetenzen 

=sahen; enteprechend sollen sie von allen den Fachbereichen be-

hit we nden, die zur Wahrnehmung der jeweiligen Aufgaben 

h- tragen. 	hesenr7ers notwendig wer,len derartige Einrichtun- 

ee 	den Bereich Jer Lehrerausbildung angesehen. Aech unte 

fehel.ahten der ?akultUen sind derartige Fakultätlgren2k- n 

tfende Kommissionen erforderlich, woraus sich ergeben 

clIrftf,, daß clic! EinfIhrung von "Fakuleiten neuer Art" als 

ltjtenien die Probleme nicht lösen können. 

rundeinheiten der Forschung können die Fachbereiche 1 

sehr weiten Sinne sein, daß sie möglichst nicht fachfln 

sz innen zusammenschließen. innerhalb einer DieeilA 

abee n der Regel mehrere voneinander unabhängige ro2. 

richtungen bestehen. Werden sie zum entscheidnn Krteriun 

die Fachbereichsgliederung gemacht, werden sowohl das Kr 
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der Fixheit der Lehre wie auch das ei. ner sinnvollen Verwalt 

einheit völlig hintan gestellt,. Hic raus resultiert die For-

derung von stIndigen Forschungseinheiten unterhalb der Fach-

bereichsebene, wobei dif,  wel.testgende Forderung von Ver-

tretern der Ingenieurwissenschaften vorgetragen wird, daß 

innerhalb der Fachlereiche 0.ie Institutsgliederung als eigen-

GUindigo Einrichtungen erhalten Ueihen sollen, da die For- 

schung vornehmlich in den 

Uherlegungen gehen dahin, 

tsitn(-,11 zu verfc3-tig( 

!-Iver 

danernd zt 	dnet ist. 

Instituten betrieben werde. And 

Forschungseinheiten nur dor,, instt-

wD cen größerer personeller und 

bestimten Forschungsrichtung 

Eot- 7.- eflrterting n:› 	nöglich 	und richt 3auernel eine zu 

7 7,011 von Sonderinteressen unabgestimt die Zentra 

f:. 
	dü.r 	 n Form von Forderungen erreicht. 

frwaltung des Fachbereichs sollte die Zentra verwal 

allen fachheveichinternf..r Verwaltungsaufgaben ert17:!3te 

r die den wissenschaftlichen Peroich betreffende Führ 

abe-rt wird u7n dos KortiniAt'cit von Planung und ‘,.t‚rwi 

'ndesters 	 ca--w3h1Aer T.Piter d 

st-.,naerezi PrJltlm des 	 ieCeru 

bei einer zu vrcnlen Zahl de 	 urn.1 d<tY 

CrMe det 	c.eylats 

ne t Bereich der Solbstverwaltuncjsoi'vne in 

A:ierig wird. Hier wird von vLelen Uochchulert 
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eines Zwischengremiums, etwa der Fachbereichsvorsitzenden, 

gefordert. Ein Vorschlag sieht vor, in der Zentralverwaltung 

den Fachbereichen wissenschaftliche Referenten zuzuordnen, 

wobei fdr mehrere kleinere Fachbereiche auch je ein Referent 

zuständig sein könnte. Die Diskussionen in vielen Hochschulen 

machen deutlich, daß das Problem der Ankopplung der Fachbe-

reiche an die Leitungsgremien weiter durchdacht werden sollte. 

Bezüglich der Kompetenzen der Fachbereiche bestehen bei einigen 

Hochschulen offensichtlich Bedenken, es bei der an und für sich 

naheliegenden Endzuständigkeit der Fachbereiche fdr Berufungen 

und für die Verteilung der zugeteilten Finanzmittel zu belassen. 

Die in den ehemaligen Fakultäten manchmal bei Berufungen ge-

gebene Kontrolle durch Fachfremde entfällt bei den Fachbe-

reichen weitgehend. Sie durch die Zuständigkeit des Senats 

oder einer Zentralkommission zu ersetzen, könnte eine mögliche 

Lösung sein. Eine Entschärfung der Finanzfrage könnte dadurch 

erreicht werden, daß man den Haushalt und die Verteilung der 

Mittel an vorher fixierte Entwicklungs- und Ausstattungspläne 

knüpft, die ihrerseits von den Zentralorganen akzeptiert werden 

missen. 

Bezüglich der Arbeitsfähigkeit der Fachbereiche wurde darauf 

hingewiesen, daß die Erfahrungen wegen der Kürze der Zeit füL eine 

Aussage noch nicht ausreichen. Es hat sich jedoch in manchen 

Fällen gezeigt, daß die Selbstverwaltung an den Hochschulen 

noch nicht gelernt ist und das Finden von Entscheidungen, die 

von gemeinsamer Überzeugung getragen sind, daher noch ein 

langwieriger Prozeß ist. Dies trifft nicht nur für die Fr 

bereiche zu. 
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6. Hochschulverwaltung 

Die Ausstattung der Hochschulverwaltung, sei es Zentralver-

waltung oder Fachbereichsverwaltung, mit '2ersonalstellen, ins-

besondere mit Stellen des höher: Dienstes,. hat sich an eini-

gen Hochschulen zwar gebessert, ist jedoch weitgehend noch 

völlig unzureichend. Für die Fachbereichsverwaltung‘werden 

von einigen Hochschulen folgende Stellen in der Regel für 

erforderlich gehalten: eine Stelle des höheren Dienstes 

(Fachbereichssekretär), eine Stelle für einen Sachbearbeiter, 

eine Schreibkraft- Überwiegend besteht der Eindruck, daß sich 

mit den veränderten Organisationsstrukturen die Fähigkeit der 

Hochschulen zur Verwaltung ihrer Angelegenheiten verbessert 

hat, letztlich auch dadurch, daß es nunmehr in größerem Maße 

gelingt, Stellen für qualifizierte Fachkräfte bewilligt zu 

bekommen. Von besonderer Bedeutung ist die rechtzeitige Be-

willigung ausreichender Stellen hei neuen Hochschulen, da 

Engpässe in der Verwaltung und bei den zentralen Einrichtungen 

Forschung und Lehre (z. B. Bibliothek, Rechenzentrum etc.) 

im Aufbaustadium zu erheblichen Schwierigkeiten führen. 

Personalstruktur 

Parallel zu den Änderungen der Organisationsstruktur gehen die 

BemUhungen zu einer Änderung der Personalstruktur. Entsprechende 

Gesetze sind in einigen Ländern in Vorbereitung bzw. bereit 

Von einigen Hochschulen wurde darauf hingewiesen, daß 

eine im Gesetz vorgesehene automatische Überleitung von Steilen 

in die neue Kategorie der Hochschullehrer problematisch ist. 

In den. Fachbereichen wird die Lehrkörperstruktur durch diese 

Überleitung entscheidend geprägt; eine Blockierung vieler 

Stellen für den qualifizierten wissenschaftlichen Nachwuchs ' 
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die Folge, was erhebliche Auswirkungen auf die Entwicklung 

in Lehre und Forschung haben kann. Außerdem wird die Gefahr ge-

sehen, daß letztlich eine Teilung der Hochschullehrer in 

zwei Gruppen - Professoren alter Art und Hochschullehrer 

aus der Uherleitung - eintreten wird. überwiegend wird die 

Auffassung vertreten, daß bei der Überleitung Qualifikations-

kriterien berücksichtigt werden sollten. Auch wurde eine Art 

Berufungsverfahren vorgeschlagen. 

V. Planungsfragen 

Ein Schwergewicht der Besprechungen mit den Hochschulen lag 

auf den Fragen der Planung. In den Empfehlungen zur Struktur 

und ?urri Ausbau des Bildungswesens im Hochschulbereich nach 

Y970 hat der Wissenschaftsrat die aktive Mitwirkung der Hoch-

schulen an ihrer inneren und Ausbauplanung als eines der ent-

s :heidenden Mittel der Neugestaltung des Hochschulbereichs 

(Band 1, 5. 171). Die Besprechungen haben ergeben, daß 

-3 den UniversiUiten gute Ansätze für eine eigenverantwortliche 

Planung bestehen, wenngleich sich noch zahlreiche Schwierig-

keiten der Verwirklichung zeigten. 

Planungsaufgaben der Hochschulen 

Durch die Hochschulgesetze sind den Hochschulen, von Land 

Land unterschiedlich, Planungsaufgaben eröffnet, die in 

der Regel allen Ebenen der Hochschulen für ihren Bereich und 

der Hochschulspitze für die gesamte Hochschule übertragen sind. 

Wo keine Hochschulgesetze bestehen, nehmen die Hochschulen. 

aufgrund ihrer Verwaltungskompetenz Planungsaufgaben wahr. 

Der Aufbau der Planungsorgane zeigte an den einzelnen Hoch- 

• 
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schulen einen recht unterschiedlichen Stand und befindet sich 

dort, wo erst kürzlich Hochschulgesetze ergangen sind, noch 

am Anfang. 

Die Aufgabe der Hochschulen, ihre Entwicklung zu planen, wird 

recht unterschiedlich aufgefaßt. Während einige Hochschulen 

bereits an einer integrierten Ausbauplanung unter Einbe-

ziehung von Personal, Studentenzahlen und Bauten arbeiten, 

beschränkten sich an anderen diese Bemühungen auf Teilaspekte 

w1 ranplanung oder Kapazitätsfragen, wo die Universitäten 

auf die Fachbereichsgliederung umgestellt werden, beruht. das 

Hauptgewicht auf Fragen der Personal- und Fachbereichsstruktur. 

Ar vielen Stellen wird als Grundlage der Kapazitätsplanung 

praktikablen Verfahren zur Kapazitätsermittlung gearbeitet. 

rer Kapazitätsberechnung werden oft selbst innerhalb einer 

Unhschule verschiedene Verfahren zugrundegelegt. Entsprechend 

den Empfehlungen zur Struktur und zum Ausbau des Bildungs-

_esens im Hochschulereich nach 1970 sollte in sämtlichen Hoch-

.:,:culen der Bundesiepublik ein einheitliches Verfahren einge-

fJhrt werden. Dies würde die Hochschulen entlasten und zugunsten 

anderer. Planungsaufgaben einen Vergleich der Berechnungen er-

TT) glichen. 

Planungsstäbe 

Wahrnehmunc: der Planurigsaufaufgaben sind an den meisten 

Hochschulen der hochschulspitze Planungsstäbe zugeordnet. 

sind, z. T. mit Unterstützung der HIS GmbH, verschieden stark 

nesetzt; die Planstellen differieren zwischen einer und etw.,. 

17;. Ihre Wirksamkeit hängt davon ab, oh sie konkrete Planungs-

aufgaben wahrnehmen oder sich überwiegend mit theoretischen 
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Planungsfragen befassen. Es hat sich gezeigt, daß ein Neben-

einander von Hochschulverwaltung und Planungsstäben zu Leer-

lauf führt. Die Planung kann nur als eine der Funktionen der 

Verwaltung richtig wahrgenommen werden. Hieraus folgt, daß 

die Planungsstäbe in die Hochschulverwaltung eingegliedert 

sein mässen. 

3. H clschulentwicklungspläne 

Nach § 10 des Regierungsentwurfs eines Hochschulrahmengesetzes 

sowie nach einigen Hochschulgeset7en sollen die Hochschulen 

mehrjährige Hochschulentwicklungspläne aufstellen. Solche für 

die Ausbauplanung notwendigen Planungen wurden hei den Be-

suchen nur ansatzweise festgestellt. In den Gesprächen wurde 

seitens des Wissenschaftsrates betont, daß diese Pläne bald 

' Angriff genommen werden müssen, da sie als Grundlage der 

Rahmenplanung unentbehrlich sind. Die für die Entwicklungs-

planung erforderlichen Bestandserhebungen müßten vorrangig 

durchgeführt werden, weil sonst: jede sichere Basis, auch für 

Kapazitätsberechnungen, fehlt. 

Bei den Besuchen, wurde darauf hingewiesen, daß die Zielplanungen 

der Hochschulen bereits die Bildung von Gesamthochschulen be- 

ksichtigen sollten. Das bedeutet, daß die Kapazitätsplanung 

zwischen den verschiedenen Hochschuleinrichtungen eines Ge-

samthechschulbereichs mit. verwandten Fachrichtungen abgestimmt 

werden muß. Insbesondere sollte der bauliche Teil der Entwick-

lungsplanung (Grunderwerb, vorsorglicher Grunderwerb, Erschließung 

und Bauplanung) benachbarter Hochschulen möglichst frühzeitig 

in gemeinsamer Abstimmung auf die Erfordernisse der Gesamthoch-

ge.nlolanung umgestellt werden. Dadurch wird ermöglicht werden, 
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daß Hochschuleinrichtungen auch dann in eine Gesamthochschule 

einbezogen werden können, wenn sie derzeit noch selbständig 

ausgebaut werden. Auf diese Weise werden sich trotz der vor-

läufig noch gegebenen Trennung von Universitäten, Pädagogi-

schen Hochschulen und Fachhochschulen Fehlplanungen im Aus-

bau vermeiden lassen. 

Die Diskussion über die Hochschulentwicklungsplanung benach-

barter künftiger Gesamthochschulen ergab, daß sie aufeinander 

abgestimmt werden müßten, Für Großstädte und Ballungsräume 

sind einheitliche Hochschulentwicklungspläne aufzustellen, 

auch wenn für 3ic mehrere Gesamthochschulen vorgesehen sind. 

4. Rahmenplan 

Baufragen 

Ein wesentlicher Teil der Diskussion wurde Problemen im Zu-

sammenhang mit. den Empfehlungen zum 1. Rahmenplan gewidmet. 

T_~i.e Be3prechungen gaben. Gelegenheit zur Ausräumung von Miß-

verständnissen, die sich dadurch ergeben hatten, daß in zahl-

reichen Fällen keine Abstimmung mit den Hochschulen erfolgt 

war, sondern nur zwischen Kultusministerium und Wissenschafts-

rat. Eine besondere Bedeutung nahm die Diskussion über die 

Flächenrichtwerte ein, deren Reduzierung in den Rahmenplan-

empfehlungen gegenüber den Empfehlungen zur Sturktur und 

zum. Ausbau des Bildungswesens im Hochschulbereich nach 197c1 

bei den Hochschulen auf Kritik, aber angesichts der sich 

abzeichnenden Finanzenge auch auf Verständnis stieß. IUesem , 

problematisch erschien den Hochschulen der hierdurch geboten: 

Eingriff in fortgeschrittene Bauplanungen, besonders iro.r allc 

wenn angemeldete Bauvorhaben nicht zur Einstellung in den  

Rahmenplan empfohlen wurden. Bei den Diskussionen ergab sich, 

besser^ "' 	 7—ischen. Kultusverwaltungen. 
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und Hochschulen und eine stärkere Beteiligung der Hochschulen 

an Bauplanungsfragen von größtem Nutzen wäre. 

b) Studentenzahlplanung 

Die Hochschulen übten Kritik daran, daß die in den Rahmen-

planempfehlungen für sie vorgesehenen Studentenzahlen nicht 

mit ihnen abgestimmt und teilweise zu gering angesetzt seien. 

Dies bezog sich an einigen Hochschulen auf die Gesamtgröße, an 

anderen auf die Studentenzahl einzelner Fächergruppen. Dem-

gegenüber ist festzustellen, daß die Ausbauplanung für das 

gesamte Bundesgebiet auf der für 1975 erwarteten Gesamt-

studentenzahl und der empfohlenen Aufteilung auf die einzelnen 

Fächergruppen beruht. Die mit den Ländern abgesprochene Ein-

passung der Hochschulen in diese Gesamtplanung hat in einiger 

FMlen zur.  Herabsetzung der Gesamtstudentenzahl oder der einer 

Fächergruppe geführt. Am meisten betroffen sind hiervon die 

Geisteswissenschaften. 

Usd den Diskussionen ergab sich aber auch, daß den unter-

sciiedlichen Zahlen der Hochschulen und des Wissenschaftsrates 

abweichende regionale Prognosen, der überproportionale Anstieg 

Wintersemester 1970/71 und unterschiedliche Vorstellungen 

von der Maximalgröße von Fachbereichen zugrundeliegen. Hierzu 

wurde von nahezu allen Hochschulen zwar die in den Empfehluncl'on 

zur Struktur und zum Ausbau des Bildungswesens im Hochschul-

bereich nach 1970 empfohlene Begrenzung von Gesamthochschulen 

auf 20.000 bis 25.000 Studienplätze als zweckmäßig angesehen. 

Andererseits stieß die daraus resultierende Beschränkung oder 

Reduzierung einzelner Fachbereiche in den Rahmenplaneropfengeh 

hhufig auf Ablehnung, vor allem weil eine gesetzliche Giun Ige 

für solche Beschränkungen noch nicht gegeben sei. Da sieh 

Begrenzung der Gesamtzahl nur durch eine Beschränkung der Fach--

bereichsgröße auf ein überschaubares, für differenzierte 
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Studiengänge allerdings ausreichend großes Maß erreichen 

läßt, wird die baldige Schaffung gesetzlicher Grundlagen 

hierfür empfohlen. 

Bei den Besprechungen waren sich die Besuchergruppen mit 

den Hochschulen darüber einig, daß bei der Planung der Stu-

dienplatzkapazitäten den Forschungsaufgaben hinreichend 

Rechnung zu tragen ist, da bei übergroßen Studentenzahlen 

die Gefahr besteht, daß die Forschung durch die Lehraufgaben 

zurückgedrängt wird. 

Wohnheimfragen 

fast allen Universitäten besteht ein akuter Mangel an 

Stmdentenwohnheimplätzen. In 7)urchschnitt können in der 

Bundesrepublik nur 12 % der Studenten in Wohnheimen unter-

gebracht werden, nach dem Düsseldorfer Wohnheimplan sollten 

es dagegen 30 % sein. Vor allem fehlen Wohnungen für Studen-

tenehepaare sowie Kindergärten und Kindertagesstätten. Be-

sonders bei Neugründungen ist die Bereitstellung von Wohn-

hemplätzen eine unerläßliche Voraussetzung geordneter 

Studienverhältnisse, vor allem in kleineren Städten, da hier 

am wenigsten auf den privaten Wohnungsmarkt zurückgegriffen 

werden kann. 

Falls es auf längere Sicht nicht gelingt, Abhilfe zu schaffen, 

Unnen Studienmöglichkeiten aus Wohnraummangel nicht ausge-

nutzt werden. Eine Abhilfe ist nur durch eine nachhaltige E,7 

höhung der von Bund und Ländern für den Studentenwohnraun-J: 

bereitgestellten Mittel möglich. Um einen aufeinander abge-

stimmten Ausbau der Hochschulen und Wohnheime zu gewäh.r.lej ee 

sollte die Wohnraumfinanzierung wie seit langem schon die 

Finanzierung von Mensen und Studentenhäusern in die Rahmen-

planung nach dem HBFG einbezogen werden. Nur so wird sich 
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der Zahl der Studienplätze entsprechendes Wohnheimangebot 

gleichmäßig über das Bundesgebiet erreichen lassen. 

6. Medizin 

Als Sonderprobleme medizinischer Fakultäten oder Fachbereiche 

wurden vor allem die Einführung nichtärztlicher Medizinischer 

Studiengänge, der Bedarf an Ärzten, das Problem der Zulassungs-

beschränkungen, Fragen der Durchführung der neuen Bestallungs-

ordnung, die Verlagerung von Teilen der Ausbildung in Lehr-

krankenhäuser und die Schaffung neuer medizinischer Forschungs-

und Ausbildungsstätten behandelt. 

zeigte sich, daß die Umstellung auf die neue Bestallungs-

ordnung für Ärzte die Medizinischen Fachbereiche auf längere 

Sicht voll in Anspruch nehmen wird. An einzelnen Stellen wurde 

der vorn Wissenschaftsrat prognostizierte Bedarf an Ärzten für 

zu gering angesehen. Es konnte darauf verwiesen werden, daß das 

VO! 'Bundeggesundheitsministeri 	in Auftrag gegebene Gutachten 

• 
hierzu der gleichen Größenordnung gelangt. Die sich dlraus er—

gebende Arztdichte von 630 Einwohnern je Arzt ist im Vergleich 

zur Arztdichte anderer Industrienationen recht günstig. 

Bei der Einführung von Zulassungsbeschränkungen fehlen den Medi-

zinischen Fachbereichen sichere Maßstäbe zur Kapazitätsberecbnur 

die ihre Stellung gegenüber den Gerichten verbessern und zu 

ejner einheitlicheren Rechtssprechung führen würden. 

An vielen Hochschulen sind Bestrebungen zur Einbeziehung knr7;;Innalen 

Kreekenhäuser imgange oder schon verwirklicht. Zum Teil ze g en 

sich erhebliche Schwierigkeiten und Widerstände. Allgemein 
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herrschte die Einsicht vor, daß nur durch Einbeziehung einer 

weiteren großen Zahl von Lehrkrankenhäusern die Anforderungen 

der neuen Approbationsordnung zu erfüllen sind. Einige Hoch-

schulen bezweifelten, ob auch in den zweiten Studienabschnitt 

Lehrkrankenhäuser einbezogen werden dürften, wenn die Kapazität 

der Universitätsklinika für die Studentenzahl nicht ausreicht. 

Bei dem Besuch von Hochschulen ohne Medizinische Fachbereiche 

zeigte sich oft ein erhebliches Interesse der Hochschule und 

mehr noch der Stadt an der Angliederung einer Medizinischen 

Fakultjit, wobei auf gut ausgestattete kommunale Krankenan-

stalten verwiesen wurde, die den Ausgangspunkt der Hochschul-

klinik bilden könnten. Demgegenüber wurde auf die schlechten 

Erfahrungen mit der Übernahme von Krankenhäusern als Hochschul-

kliniken hingewiesen, da in jedem Fall nach einiger Zeit ein 

Neubau erforderlich wurde. Abgesehen davon, daß sich der Xrzte-

nazhwuchs mit den bestehenden 'Ausbildungsstätten unter Einbe-

ziehung von Lehrkrankenhäusern heranbilden lasse, sei eine 

jrhöhung der für die Hochschulkliniken bereits jetzt notwen- 

igen Ausgaben von 30 bis 49 % der Hochschulinvestitionen und 

ents2rechenden laufenden Mitteln nicht mehr zu vertreten. Statt 

einer Gründung neuer Hochschulklinika sollte überlegt werden, 

einen. Teil der Ausbildung auch des ersten klinischen St.udien-

aa.bschnitts gut ausgestatteten kommunalen Krankenhäusern zu 

'jbertragen, ohne daß jedoch die an diesen nicht vorhandenen 

Forschungseinrichtungen und theoretischen Fächer eingerichtet 

werden müßten. 


